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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordneter 

Stephan 

Hilsberg 

(SPD) 


Angesichts des Umstands, daß hochrangige Ver- 
treter der VR China in letzter Zeit wieder häufiger 
die Bundesrepublik Deutschland und ihren Re- 
gierungssitz Bonn besuchen und dabei von eben- 
falls hochrangigen Vertretern der Bundesregie- 
rung empfangen werden wie beispielsweise dem 
Bundesminister des Auswärtigen, ohne daß die 
Öffentlichkeit im Vorfeld über die Besuche in 
ausreichendem Maße informiert wird und ohne 
daß die Bundesregierung gegen die sich häufen- 
den Verletzungen der Menschen- und Bürger- 
rechte in der VR China protestiert, frage ich die 
Bundesregierung, wann und welche weiteren 
Repräsentanten der VR China in der Bundesrepu- 
blik Deutschland erwartet werden? 


2. Abgeordneter An wen wurden seitens der Bundesregierung 

Stephan Einladungen ausgesprochen? 

Hilsberg 

(SPD) 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 3. Mai 1994 


Von seiten der Bundesregierung sind bereits 1993 Einladungen an den 
Staatspräsidenten der VR China, Jiang Zemin, den Ministerpräsidenten 
der VR China, Li Peng, und an den Parteisekretär der Provinz Guangdong 
(Kanton), Xie Fei, ausgesprochen worden. 

Hinsichtlich des Besuchstermins für den Staatspräsidenten bestehen noch 
keine Terminabsprachen. Parteisekretär Xie Fei wird die Bundesrepublik 
Deutschland vom 10. bis 18. Mai besuchen. Der Besuch von Ministerpräsi- 
dent Li Peng ist für den Sommer 1994 vorgesehen. Der genaue Besuchs- 
termin wird nach Abschluß der Programm Vorbereitungen bekanntge- 
geben. 

Über Besuchsabsprachen wird die Öffentlichkeit stets unterrichtet. Die 
Bekanntgabe der Besuchsdaten erfolgt nach Abschluß der zwischen bei- 
den Staaten abzustimmenden Programmplanung, in der Regel etwa zwei 
bis drei Wochen vor dem Besuch. 

Die in der Anfrage zum Ausdruck kommende Vermutung, die Bundesre- 
gierung spräche bei diesen Gelegenheiten die Lage der Menschenrechte 
in der VR China nicht an, trifft nicht zu. Dieses Thema steht auf der Tages- 
ordnung aller Gespräche, zuletzt insbesondere bei dem Besuch des chine- 
sischen Justizministers und des Oberbürgermeisters von Schanghai. 

Im übrigen weist die Bundesregierung darauf hin, daß die Ausweitung des 
Besucherverkehrs mit der VR China von allen Parteien des Deutschen 
Bundestages mitgetragen wird. Die Bundesregierung begrüßt in diesem 
Zusammenhang die Besuchsaktivitäten verschiedener Landesregierun- 
gen und die Reisen auch von Abgeordneten und Spitzenpolitikern der 
Opposition in die VR China. Dazu zählen unter anderem die Einladung der 
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hamburgischen Landesregierung an den Oberbürgermeister der Stadt 
Schanghai vom 8. bis 15. April, der Besuch des Frankfurter Oberbürger- 
meisters Andreas von Schoeler in der VR China im April sowie die vorge- 
sehenen Chinabesuche des ehemaligen Bundeskanzlers Helmut Schmidt 
im Mai und des saarländischen Ministerpräsidenten Oskar Lafontaine im 
Juni dieses Jahres. 


3. Abgeordneter 

Steffen 

Kampeter 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Medienbe- 
richte, nach denen deutsche Rechtsradikale in 
der Republik Südafrika beabsichtigen, durch 
terroristische Aktionen den Demokratisierungs- 
prozeß zu stören, und welche Gegenmaßnahmen 
sind ggf. zu ergreifen, um Schaden vom Ansehen 
der Bundesrepublik Deutschland abzuwenden? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 3. Mai 1994 


Im Rahmen ihrer rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten beobachtet 
die Bundesregierung sehr genau die Aktivitäten einzelner deutscher 
Rechtsextremisten in der Republik Südafrika. Nach dem derzeitigen 
Kenntnisstand liegen keine konkreten Anhaltspunkte vor, daß deutsche 
Rechtsextremisten terroristische Aktionen gegen den Demokratisie- 
rungsprozeß in Südafrika planen. 

Aufgrund geltender straf- oder öffentlich-rechtlicher Vorschriften kann 
die Bundesregierung nur beschränkt gegen derartige Aktivitäten in Süd- 
afrika Vorgehen (Territorialhoheit). Solange zum Beispiel keine strafrecht- 
lich relevanten Handlungen vorliegen oder nachweislich unmittelbar 
bevorstehen, können auf deutschem Boden keine staatlichen Zwangs- 
maßnahmen ergriffen werden. 

Die Bundesregierung nimmt die kürzlichen Vorfälle (Verhaftung Deut- 
scher nach Schußwechsel mit der Polizei) in Südafrika ernst. Die südafri- 
kanischen Polizei- und Justizbehörden haben die Ermittlungen mit Nach- 
druck aufgenommen, und es ist sichergestellt, daß etwaige Erkenntnisse 
über bereits durchgeführte oder geplante Aktionen unverzüglich an die 
zuständigen Stellen weitergeleitet werden. 

Die Bundesregierung hat den Eindruck, daß die südafrikanische Regie- 
rung durchaus in der Lage ist, Angriffe auf den Demokratisierungsprozeß 
wirksam zu bekämpfen. Die Bundesregierung hat hierzu sowohl durch 
Verstärkung des Personenschutzes einzelner gefährdeter südafrikani- 
scher Politiker als auch durch Maßnahmen zur Unterstützung der Wahlen 
in Südafrika beigetragen. 

So arbeitet z. B. unter der Leitung des deutschen Botschafters a. D. von 
Stülpnagel die 20köpfige Europäische Gewaltbeobachtermission 
(ECOMSA), der auch zwei BGS-Beamte angehören, seit Oktober 1992 in 
Südafrika. Im Vorfeld der Wahlen wurden von der Bundesregierung Maß- 
nahmen der Wähle raufklärung und Wahlvorbereitung mit 1,75 Mio. DM 
gefördert. Außerdem hat die Bundesregierung insgesamt 78 Wahlbeob- 
achter und Monitore im Rahmen der verschiedenen Wahlbeobachtungs- 
gruppen entsandt, mit Unterstützung der Länder Nordrhein-Westfalen 
und Bayern zwölf hochrangige Polizeibeamte zur Unabhängigen Wahl- 
kommission abgeordnet, Fahrzeuge für die Wahlbeobachtung und die 
Finanzierung zweier Wahlbeobachter der Organisation der afrikanischen 
Einheit (OAE) bereitgestellt. 
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Darüber hinaus werden derzeit weitere zur Verfügung stehende Formen 
der diplomatischen und behördlichen Zusammenarbeit deutscher und 
südafrikanischer Stellen geprüft. 

Diese Maßnahmen können wesentlich dazu beitragen, Schaden vom 
Ansehen der Bundesrepublik Deutschland abzuwenden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


4. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß ehe- 
malige Funktionäre der DDR eine Erfassungs- 
stelle zu gegen sie gerichtete Ermittlungsverfah- 
ren und Prozesse aufbauen und den Namen „Ge- 
sellschaft zur rechtlichen und humanitären Un- 
terstützung" (GRH) führen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Walter Priesnitz 
vom 29. April 1994 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die GRH am 19. Mai 1993 in Berlin 
gegründet wurde. Sie hat lt. Satzung das Ziel, 

„Personen, die wegen der im Rahmen der Verfassung und der Rechts- 
ordnung der Deutschen Demokratischen Republik ausgeübten Tätig- 
keiten einer Strafverfolgung ausgesetzt oder davon bedroht sind, durch 
Rat und Tat Hilfe und Unterstützung zu erweisen" . 

Nach einem Pressebericht hat der ehemalige Generalstaatsanwalt der 
DDR und Vorstandsmitglied der GRH, Seidel, anläßlich eines Delegierten- 
treffens der GRH im März 1994 zu Prozessen gegen ehemalige Staatsan- 
wälte und Richter der DDR sowie frühere Mitarbeiter des MfS erklärt, 
„man müsse eine Einrichtung schaffen, in der Informationen über diese 
Ermittlungsverfahren und Prozesse gesammelt werden - ,eine Art 
Salzgitter' ", 


5. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Entspricht die GRH, die nach eigenen Angaben 
knapp 1 000 Mitglieder zählt und zu deren Vor- 
standsmitgliedern der ehemalige Stasi-General- 
leutnant Manfred Hummitzsch unter anderen 
zählt, in ihrer Zielsetzung demokratischen und 
rechtsstaatlichen Grundsätzen, oder sieht die 
Bundesregierung gegenüber dieser Organisation 
gesetzlichen Handlungsbedarf? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Walter Priesnitz 
vom 29. April 1994 


Außerhalb der satzungsmäßigen Ziele wurden allerdings auch Verlaut- 
barungen des ehern. Richters am Obersten Gericht der DDR, Rudelt, 
anläßlich der Gründungsversammlung am 19. Mai 1993 bekannt, die 
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Zweifel daran aufkommen lassen können, daß die GRH in ihrer Zielset- 
zung demokratischen und rechts staatlichen Grundsätzen folgen will. Ich 
zitiere auszugsweise aus der „Information Nr. 2" des GRH- Vorstandes 
vom Oktober 1993: 

„Aus dem Fehlschlagen des Versuchs eines sozialistischen Gesell- 
schaftssystems auf deutschem Boden ergibt sich für die Machterhal- 
tungsorgane des Kapitals eine Gelegenheit zur sozialen und politischen 
Rache mit sehr differenzierten Mitteln. (. . .) 

Bewirkte die DDR doch mit ihren gewiß begrenzten Möglichkeiten eine 
Einschränkung der Kapitalherrschaft in ganz Deutschland, einen 
Zwang zur Mäßigung und zu friedfertigem Verhalten und damit das 
Zugeständnis eines größeren Stückchens Wohlstand an die Ausgebeu- 
teten. Das wäre ohne die Existenz der DDR nicht der Fall gewesen. 
Diese Tatsache wird den Trägern der DDR aller Bereiche und Ebenen 
jetzt heimgezahlt. (. . .) 

Alles Geschwafel über Demokratie und Rechtsstaat entkleidet sich 
mehr und mehr zur nackten Machterhaltung der etablierten Parteien 
bei unverhüllter Manipulierung breitester Bevölkerungsschichten. 
Nehmen wir nur die gegenwärtigen Strafverfahren gegen Verantwor- 
tungs- und auch Hoffnungsträger der DDR, z. B. gegen Markus Wolf. (. . .) 

Und wif hier haben diese Gesellschaft, die ein zunehmend sozialisti- 
sches Antlitz tragen sollte, gestützt und geschützt, von ihr Störungen 
von innen und außen abgewehrt, mit Kräften dafür gearbeitet, daß sie 
sich zum Guten entwickelt. Soll man sich dieser Mühe schämen? Nur 
wer selbst schamlos ist, kann das fordern! " 

Rudelt fügte hinzu, man wolle sich nicht einfach in das von den Herrschen- 
den vorbestimmte Schicksal ergeben, sondern die „Verlogenheit und 
Heuchelei, die Geschichtsfälschung, den Machtmißbrauch und die mas- 
senweise Verletzung von Menschenrechten in der Staats- und Rechtspra- 
xis", die der juristischen „Aufarbeitung" der DDR-Vergangenheit inne- 
wohne, bloßlegen. 

Ihre Frage, ob die Bundesregierung gesetzlichen Handlungsbedarf 
gegenüber dieser Organisation sieht, beantworte ich dahin gehend, daß 
ein aktueller gesetzlicher Handlungsbedarf im Sinne einer Erweiterung 
des rechtlichen Instrumentariums nicht gesehen wird. 


6. Abgeordneter Wie finanziert sich das Deutsch-Russische Haus 

Heinz-Dieter in Kaliningrad/Königsberg in Rußland? 

Hackel 

(fraktionslos) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 3. Mai 1994 

Die Trägerin des Hauses ist auf der deutschen Seite die .Stiftung Königs- 
berg mit Sitz in Essen. 

Im Zuwendungsbescheid vom 11. August 1992 an diese Stiftung ist 
bestimmt, daß „die Kosten im Zusammenhang mit dem Betrieb des Begeg- 
nungszentrums von dem deutsch-russischen Gemeinschaftsunternehmen 
„Deutsch-Russisches Haus" zu tragen sind. 
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Dem entsprechen die Regelungen des Statuts des „Deutsch-Russischen 
Hauses", wonach für die Überlassung der Räume ein Nutzungsentgelt zu 
erheben ist, das so bemessen sein soll, daß damit die Kosten der Verwal- 
tung abgedeckt werden können. 

Bei zweckentsprechender Auslastung kann daher davon ausgegangen 
werden, daß das „Deutsch-Russische Haus" nach einer gewissen Anlauf- 
phase kostendeckend arbeiten wird. 

Die Stiftung Königsberg ist verpflichtet, bis zu einem kostendeckenden 
Betrieb etwaige Finanzierungslücken mit eigenen Mitteln abzudecken. 

Dies ist im Jahre 1993 geschehen und gilt auch für die Betriebskosten im 
Jahre 1994. 

Im Wege einer Anschubfinanzierung ist mit Mitteln des BMI aufgrund der 
unter Frage 7 geschilderten Situation vorübergehend ein kommissarischer 
Direktor für das Deutsch-Russische Haus eingesetzt worden. Die insoweit 
anfallenden Kosten werden im Rahmen eines bestehenden Beratervertra- 
ges ohnehin vom BMI getragen. 


7. Abgeordneter 

Heinz-Dieter 

Hackel 

(fraktionslos) 


Hat das Bundesministerium des Innern, insbeson- 
dere der Beauftragte der Bundesregierung für 
Aussiedlerfragen, Kenntnis von Unzulänglich- 
keiten in der Leitung des Deutsch-Russischen 
Hauses in Kaliningrad, wenn ja, wie gedenkt die 
Bundesregierung auf diese Zustände Einfluß zu 
nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 3. Mai 1994 

Das BMI ist von der Stiftung Königsberg regelmäßig über die Arbeit des 
Hauses informiert worden. Dabei wurden dem BMI auch Mängel in der 
Leitung des Hauses zur Kenntnis gebracht. 

Dies hat das BMI zum Anlaß genommen, bei der Stiftung auf eine Neu- 
besetzung der Stelle des deutschen Direktors des DRH hinzuwirken. Der 
deutsche Direktor hat daraufhin Ende Januar 1994 seine Arbeit im DRH 
beendet. 

Zur Zeit läuft ein Verfahren zur Neubesetzung dieser Position. Es kann 
damit gerechnet werden, daß das Neubesetzungsverfahren - einschließ- 
lich der erforderlichen Abstimmungen mit der russischen Seite - noch in 
der ersten Hälfte des Jahres 1994 abgeschlossen sein wird. 

Zur Sicherstellung der Funktionsfähigkeit des Deutsch-Russischen Hau- 
ses wird es von einem vom BMI beauftragten Regionalberater betreut, der 
von der Stiftung Königsberg kommissarisch als deutscher Direktor einge- 
setzt worden ist. 


8. Abgeordneter 

Fritz Rudolf 
Körper 

(SPD) 


Inwieweit ist der Bundesregierung bekannt, daß 
das Bundesamt für Zivilschutz beabsichtigt, in 
den Bundesländern Rheinland-Pfalz und Saar- 
land mindestens 22 Meßstellen des Radioaktivi- 
täts-Meßnetzes abzubauen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 4. Mai 1994 

In den Bundesländern Rheinland- Pfalz und Saarland werden auf Veran- 
lassung des für die Aufgaben nach dem Strahlenschutzvorsorgegesetz 
zuständigen Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit in den Jahren 1994 bis 1996 insgesamt 22 Warndienstmeßstel- 
len des Radioaktivitäts-Meßnetzes abgebaut und in den neuen Bundes- 
ländern wieder aufgebaut. 

Diese Verlegung ist der folgerichtige Schluß aus der Erkenntnis, daß die 
bisherige geographische Dichte der Meßstellen nicht notwendig ist. Auch 
nach der Ausdünnung des Meßstellennetzes bleibt eine flächendeckende 
Messung der Umweltradioaktivität uneingeschränkt gewährleistet. 


9. Abgeordneter 

Fritz Rudolf 
Körper 

(SPD) 


In welchem Umfang werden Dienststellen des 
Warndienstes in Rheinland-Pfalz von der beab- 
sichtigten Umorganisation betroffen sein? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 4. Mai 1994 

Die Verbesserung der Sicherheitslage in der Mitte Europas im Gefolge der 
Auflösung des „Ostblocks" und der Wiedervereinigung Deutschlands 
macht eine Neustrukturierung des gesamten Aufgabenbereichs „Zivil- 
schutz" erforderlich. 

Davon wird auch die Organisationsstruktur des Warndienstes in der Weise 
betroffen sein, daß die Zahl der Warnämter reduziert werden kann. 

Gegenwärtig ist noch nicht entschieden, wie viele und welche Warnämter 
von der Auflösung betroffen sein werden. 


10. Abgeordneter 

Ernst 

Schwanhold 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, ob die 
Bundesanwaltschaft über Erkenntnisse und 
Beweisstücke über den Besuch des amerikani- 
schen Staatsbürgers und ehemaligen Mitglieds 
im Sicherheitsrat des damaligen Präsidenten 
Ronald Reagan, Oliver North, in den Jahren 1986 
und 1987 in der Bundesrepublik Deutschland ver- 
fügt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 4. Mai 1994 

Die Bundesanwaltschaft verfügt nach Mitteilung des Bundesministeriums 
der Justiz über keine Erkenntnisse und Beweisstücke über den Besuch 
von Oliver North in der Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 1986 
und 1987. 


11. Abgeordneter 

Ernst 

Schwanhold 

(SPD) 


Welche Presse- und sonstigen Veröffentlichun- 
gen sind der Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang bekannt, und mit welchen Personen hat 
sich Oliver North gemäß dieser Veröffentlichun- 
gen getroffen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 4. Mai 1994 

Der Bundesregierung sind Veröffentlichungen in „U. S. News and World 
Report" von 1987 („The Story of Lieutenant Colonel Oliver North") und in 
dem Buch „Die illegalen deutschen Waffengeschäfte und ihre internatio- 
nalen Verpflechtungen - Hundert Jahre Kriegskartell" von Jürgen Roth 
(Eichborn-Verlag) bekannt. 


Wie groß ist die Anzahl der Personen, die wegen 
negativer Entscheidungen des Bundesverwal- 
tungsamtes in Köln in folgenden Angelegenhei- 
ten vor dem Verwaltungsgericht in Köln Klage 
erhoben haben: 

a) Ablehnung der Aufnahme für Deutsche, 

b) . Ablehnung des Vertriebenenstatus und der 

Anerkennung als Deutscher nach Artikel 116 
GG? 


12. Abgeordnete 

Erika 

S teinb ach-Hermann 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Walter Priesnitz 
vom 4. Mai 1994 


Vom 1. Juli 1990 - dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Aussiedlerauf- 
nahmegesetzes - bis zum 31. Marz 1994 wurden im Aussiedleraufnahme - 
verfahren 5768 Klagen erhoben. Davon sind noch 4 350 Klagen anhängig. 

2 951 Klagen wurden von Antragstellern aus der ehemaligen Sowjetunion, 
1751 Klagen von Antragstellern aus Polen und 1066 Klagen von Antrag- 
stellern aus Rumänien und sonstigen Ländern erhoben. Unerledigt sind 
2170 Klagen aus der ehemaligen Sowjetunion, 1 402 Klagen aus Polen und 
778 Klagen aus Rumänien und den sonstigen Ländern. 

In Staatsangehörigkeitsangelegenheiten sind zwei Klagen gegen Ent- 
scheidungen des Bundesverwaltungsamtes von Antragstellern aus Polen 
anhängig. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


13. Abgeordneter 

Dr. Konrad 
Eimer 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung nach ihrer 
Antwort vom 7. März 1994 (Drucksache 12/7058, 
Frage 19) zur Belastung des Kindergrundbedarfs 
mit Solidaritätszuschlag im Interesse der Gleich- 
behandlung mit der Kirchensteuer die Vorschrift 
des § 51a EStG zu streichen, und wie begründet 
sie im Falle der Verneinung die unterschiedliche 
Belastung des seit 1975 als Ersatz für einen die 
Einkommensteuer mindernden Freibetrag aufzu- 
fassenden Kindergeldes mit Maß stab steuern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 2. Mai 1994 

Die Bundesregierung beabsichtigt derzeit nicht, die Streichung des § 51 a 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes vorzuschlagen. 

Abzugsbeträge nach dieser Vorschrift sind eingeführt worden, als es keine 
Kinderfreibeträge gab. Sie sind mit der Wiedereinführung und stufen- 
weise'n Anhebung der Kinderfreibeträge vermindert worden und liegen 
unterhalb der Kindergeldbeträge. Die Berücksichtigung der Abzugs- 
beträge beim Solidaritätszuschlag hätte deshalb nur marginale Auswir- 
kung und würde das Lohnsteuerabzugsverfahren für den Arbeitgeber und 
das Besteuerungsverfahren für die Verwaltung unter dem Gesichtspunkt 
der Vereinfachung in einem unangemessenen Verhältnis erschweren. 

Außerdem enthält das Solidaritätszuschlaggesetz für Geringverdienende 
eine soziale Komponente (sog. Nullzone mit Gleitregelung). Danach wird 
z. B. bei einem Ehepaar mit zwei Kindern der Solidaritätszuschlag bis zu 
einem Bruttoarbeitslohn von 47 197 DM nicht erhoben; der volle Soli- 
daritätszuschlag wäre erst bei einem Bruttoarbeitslohn von mehr als 
52 165 DM zu zahlen. 


14. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Götzer 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die vom Bundesministerium der 
Finanzen an die Ost-Kommunen überwiesenen 
Pauschal-Zuweisungen im Rahmen des Aufbaus 
Ost von einigen Gemeinden als Kredite an West- 
Kommunen gegeben werden und die dadurch 
erwirtschafteten Zinsen nicht an den Bund 
zurückfließen, sondern diesen Ost-Gemeinden 
verbleiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 29. April 1994 

Es gibt keine unmittelbaren Zahlungsströme zwischen Bund und Kommu- 
nen in den jungen Ländern. Für die Kommunen als Letztempfänger 
bestimmte Bundesmittel werden vielmehr über die Länderhaushalte aus- 
gereicht. Die Regelungen zum Zahlungsverkehr zwischen Land und Kom- 
munen liegen in der alleinigen Zuständigkeit der Länder. 

Bei der Investitionspauschale, die den ostdeutschen Kommunen im Jahre 
1991 gewährt wurde, wurden die Mittel in voller Höhe den Ländern zuge- 
wiesen, die diese wiederum unmittelbar an die Kommunen weiterleiteten. 
Durch diese in der Aufbauphase der kommunalen Selbstverwaltung in 
den jungen Ländern gebotene unbürokratische Vorgehensweise entstan- 
den bei einzelnen Kommunen wegen des verzögerten Abflusses dieser 
Mittel kurzzeitige Liquiditätsüberschüsse, die zu Zinseinnahmen führten. 
Bei der Gewährung der Investitionspauschale des Jahres 1993 wurde 
durch die zwischen Bund und jungen Ländern geschlossene Verwaltungs- 
vereinbarung geregelt, daß die Länder die Mittel erst dann von den Bun- 
deskassen abrufen können, wenn Zahlungen fällig sind. 

Die Mittel des Fonds „Deutsche Einheit" werden den Ländern monatlich 
zugewiesen; die Weitergabe der für die Kommunen vorgesehenen 40 v. H. 
im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs wird durch die Länder 
geregelt. Mit dem Zeitpunkt des Abrufes aus den Bundeskassen werden 
diese Mittel zu Ländermitteln; ein Anspruch des Bundes auf mögliche 
Zinseinnahmen besteht nicht. 
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Die jungen Länder leiten die Mittel in monatlichen, zweimonatlichen oder 
dreimonatlichen Raten an die Kommunen weiter. Soweit es dadurch bei 
den Kommunen zu zeitweiligen Liquiditätsüberschüssen kommt, ent- 
spricht es dem Gebot der Wirtschaftlichkeit, die überschüssigen Mittel 
kurzzeitig anzulegen. Hierzu sind die Gemeinden aufgrund der entspre- 
chenden Haushaltsvorschriften der Länder sogar verpflichtet. In Einzelfäl- 
len erfolgte auch eine Anlage bei westdeutschen Kommunen, da sowohl 
die kreditgewährende als auch die kreditempfangende Gemeinde Vor- 
teile daraus ziehen konnten. 


15. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Götzer 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung ge- 
gen dieses Geschäft auf „Kosten der Steuerzah- 
ler" zu tun? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 29. April 1994 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollten sich die Kommunen bei 
Kapitalmarktgeschäften ihrer Hausbanken bedienen. Nicht zuletzt des- 
halb hat Bundesminister Dr. Theodor Waigel die Finanzministerkonferenz 
der Länder gebeten, sich mit dem Thema zu befassen, um politische Irrita- 
tionen abzubauen und für die Zukunft zu vermeiden. Dies ist inzwischen 
geschehen, allerdings ohne Beschlußfassung. Die Bundesregierung for- 
dert die jungen Länder in den zuständigen Gremien auf, die Regelungen 
zur Gestaltung des Zahlungsverkehrs zwischen Land und Kommunen so 
zu treffen, daß Liquiditätsüberschüsse in den Kommunalkassen möglichst 
gering gehalten werden. Als Reaktion auf diese Forderungen hat z. B. das 
Land Brandenburg seine Zahlungstermine von vierteljährlichen auf 
monatliche Zahlungen umgestellt. Ähnlich wie bei der Gestaltung der 
Verwaltungsvereinbarung zur Investitionspauschale 1993 wird die 
Bundesregierung auch bei künftigen Verwaltungsvereinbarungen darauf 
achten, daß die Mittel erst bei Fälligkeit der Zahlungen von den Bundes- 
kassen abgerufen und für unberechtigte Inanspruchnahmen Zinsen zu- 
gunsten des Bundes erhoben werden können. 


16. Abgeordneter 

Hinrich 

Kuessner 

(SPD) 


Falls die Treuhandanstalt für Mecklenburg-Vor- 
pommern eine Treuhandgütergesellschaft (TGG) 
gründen sollte, frage ich die Bundesregierung, für 
wie viele Güter und mit welcher Zielsetzung ge- 
schieht dies? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 3. Mai 1994 

Die Treuhandanstalt beabsichtigt, die Vermögenswerte der 13 noch in 
Mecklenburg-Vorpommern in ihrem Eigentum verbliebenen Güter 
GmbHs (vormalige VEG) schnellstmöglich zu privatisieren. Dabei soll die 
bisherige landwirtschaftliche Nutzung soweit wie möglich beibehalten 
werden. Nach Verwertung der Vermögenswerte sollen die Gesellschaften 
(GmbHs) liquidiert werden. 

Zu diesem Zweck hat die Treuhandanstalt eine Treuhand Güterbewirt- 
schaftungsgesellschaft (TGG) gebildet. Diese Gesellschaft ist durch Sat- 
zungsänderung aus der bestehenden Vorpommerschen Baumschulen 
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GmbH hervorgegangen und untersteht der Treuhandanstalt (Direktorat 
Land- und Forstwirtschaft). Die TGG sorgt - entsprechend den geltenden 
Privatisierungsgrundsätzen und den Absprachen der Treuhandanstalt mit 
den Landesregierungen der neuen Bundesländer über die Grundsätze der 
Zwischenbewirtschaftung - für die Weiterbewirtschaftung der zu verwer- 
tenden Lose bis zur Privatisierung durch die Bodenverwertungs- und -ver- 
waltungs GmbH. Anschließend soll auch die Liquidation der Restgesell- 
schaften durch die TGG erfolgen. 


17. Abgeordneter 

Hinrich 

Kuessner 

(SPD) 


Wie hoch sind die Gesamtkosten für die Mitte 
April 1994 erneut veröffentlichte Anzeigenserie 
der Treuhandanstalt, und in welchen Zeitungen 
ist sie erschienen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 3. Mai 1994 


Die Treuhandanstalt hat sich wie in den Vorjahren an der Hannover- 
Messe Industrie beteiligt, die vom 20. bis 27. April 1994 stattfand. Auf 
ihrem Messestand informierte die Treuhandanstalt über Chancen für 
Investoren in den neuen Bundesländern. Der Stand warb für Investitionen 
auf der Grundlage von noch zu privatisierenden Unternehmen und 
Liegenschaften und damit, so der zusammenfassende Slogan, für den 
„Standort Deutschland (Ost)". 

Darüber hinaus diente der Messestand wie 1993 als Forum für sogenannte 
Einkäufergespräche, bei denen Einkäufer aus Mitgliedsunternehmen der 
Einkaufsoffensive Neue Bundesländer tageweise für Anbieter aus den 
neuen Bundesländern zur Verfügung stehen, damit sie sich bekannt ma- 
chen können. 

Über die Veranstaltungen auf der Hannover-Messe mußte im Vorfeld breit 
informiert werden, um Investoren einzuladen und alle potentiellen ost- 
deutschen Anbieter gleichberechtigt über die gebotenen Kontaktchancen 
zu informieren. Dies geschah durch Anschreiben an etwa 10000 Adressen 
aus der Investoren-Datenbank der Treuhandanstalt sowie an etwa 10000 
ostdeutsche Unternehmen, durch die Herausgabe von zwei Programm- 
broschüren, die z. B. über Industrie- und Handelskammern verbreitet wur- 
den, durch eine Pressekonferenz und als verstärkende Maßnahme durch 
Anzeigen, die die Treuhandanstalt in der Zeit vom 15. bis 18. April in den 
in der beigefügten Liste*) genannten Zeitungen veröffentlicht hat. 

Die Kosten dieser Anzeigenaktion betragen 930241,82 DM zuzüglich 
Mehrwertsteuer. Zwar sind durch die Anzeigen ausgelöste zusätzliche 
Investitionen bzw. Nachfragen nach ostdeutschen Produkten nicht direkt 
meßbar, es ist aber davon auszugehen, daß die Wirkung die Kosten der 
Anzeigen bei weitem aufwiegt. Die Resonanz auf die Anzeigen zeigt sich 
bereits in der Vielzahl der rückgesandten Informationscoupons (bis 2. Mai 
1994 ca. 2000) sowie an der hohen Zahl ostdeutscher Unternehmen, die 
kurzfristig die Chance nutzten, an den Einkäufergesprächen teilzuneh- 
men. 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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18. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Pinger 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Argumenten wird die Regelung im 
Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz 
- EALG - gerechtfertigt, daß „Altschulden" 1 : 1 
bei der Entschädigungsberechnung in Anrech- 
nung gebracht werden, insbesondere auch dann, 
wenn der Wert des belasteten Objekts stark ver- 
mindert oder ganz weggefallen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 3. Mai 1994 

Eine nach der Wegnahme eingetretene Verschlechterung oder vollstän- 
dige Entwertung des enteigneten Grundstücks oder Unternehmens bleibt 
bei der Bemessung der Entschädigung außer Betracht. Wenn ausnahms- 
weise ein Objekt schon im Zeitpunkt der Zwangsmaßnahme z. B. wegen 
Überschuldung tatsächlich keinen wirtschaftlichen Wert mehr hatte, 
schlägt sich dies allenfalls in der gegen Null tendierenden Bemessungs- 
grundlage nieder. Die Bemessungsgrundlage wird in keinem Fall negativ. 

Der Umrechnungsfaktor 1 : 1 trägt auch dem Umstand Rechnung, daß 
nach dem geänderten Entwurf des EALG der Einheitswert von 1935 durch 
nach Grundstücksarten diferrenzierte Multiplikatoren an den Verkehrs- 
wert am 3. Oktober 1990 herangeführt wird. Hinzu kommt: Es bleiben 
auch solche - systembedingten - Verbindlichkeiten außer Betracht, die 
vor der Zwangsmaßnahme die Überschuldung und schließliche Überfüh- 
rung in Volkseigentum bezweckten (Aufbauhypotheken, denen keine 
werterhöhenden Baumaßnahmen und damit keine Erhöhung der Bemes- 
sungsgrundlage entsprachen - Artikel 1 § 3 Abs. 4 Satz 3 EALG). 


19. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Pinger 

(CDU/CSU) 


Gibt es Modellrechnungen für Entschädigungs-/ 
Ausgleichsleistungen des Bundesministeriums 
der Finanzen, und trifft es zu, daß nach dem vor- 
liegenden Entwurf in relevanten Fällen Minimal- 
beträge, wenn nicht Minusbeträge übrigbleiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 3. Mai 1994 

Nach dem geänderten Entwurf ergeben sich folgende Modellrechnungen: 
Einfamilienhaus 

Einfamilienhaus (Enteignung 1952), städtisches Randgebiet, Baujahr 
1932, mittlere Ausstattung; Ausschluß der Rückübertragung wegen red- 
lichen Erwerbs (§ 4 Abs. 2 VermG) 

Einheitswert (EW) 1935 11 000 RM 

Altverbindlichkeiten 6 000 RM 

Für ein Einfamilienhaus gilt der Faktor 7. Von der Bemessungsgrundlage 
77000 DM ist die Altverbindlichkeit von 6000 DM abzuziehen; das ergibt 
71000 DM. Nach Kürzung gemäß Artikel 1 § 7 EALG verbleiben als 
Entschädigung 38 300 DM. 

Gemischt genutztes Grundstück 

Mehrfamilienhaus mit Geschäftszeile (Enteignung 1977), städtisches 
Wohngebiet, Baujahr 1914, Einzelraumheizung, Außen-WC, mittlere Aus- 
stattung (vier Wohneinheiten ä 90 qm ; 180 qm Gewerbefläche) 
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Einheitswert (EW) 1935 48 000 RM 

Altverb in dlichkeit 48 000 RM 

Bei einem gemischt genutzten Grundstück gilt der Faktor 6 ( 4 f die Bemes- 
sungsgrundlage war nach Abzug der Verbindlichkeiten also 307 200 DM. 
Vom Bruttowert von 307 200 DM verbleiben 258800 DM. Die Entschädi- 
gung nach der Kürzung gemäß Artikel 1 § 7 beträgt 78760 DM. 


20. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Pinger 

(CDU/CSU) 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu dem 
Vorschlag von Hermann J. Abs f daß 50% des kon- 
fiszierten Eigentums (von 1945 bis 1949) zurück- 
gegeben werden und die anderen 50% zugun- 
sten der Treuhandanstalt, der Länder oder Kom- 
munen verbleiben, und wie würde der Fiskus bei 
Entschädigungen der Eigentümer dann belastet 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 3. Mai 1994 


Die Bundesregierung hält den Vorschlag von Hermann J, Abs aus folgen- 
den Gründen nicht für durchführbar: 

Die Rückgabe von 50% des auf besatzungsrechtlicher Grundlagfe konfis- 
zierten Eigentums (1945 bis 1949) wäre, wenn vom Rückgängig- 
machungsverbot der Nummer 1 der Gemeinsamen Erklärung vom 
15. Juni 1990 abgesehen werden könnte, allenfalls im Bereich der Land- 
und Forstwirtschaft möglich. Denn bei Grundstücken ist vor allem wegen 
des Schutzes der redlichen Erwerber eine Rückgabe in vergleichbarem 
Umfange ausgeschlossen; im Bereich der Industrievermögen stehen die 
tiefgreifenden Veränderungen (Zerstörung, Verbrauch von Anlagever- 
mögen, Kontaminierung oder Einbeziehung in andere Untemehmensein- 
heiten) der Rückgabe entgegen. 

Die vorgeschlagene Regelung, in Höhe von 50% Wiedergutmachung 
durch Sachentschädigung zu leisten, würde zu Minderausgaben des Ent- 
schädigungsfonds in Hohe von rd. 3 Mrd. DM führen, allerdings zugleich 
Mindereinnahmen der Treuhand anst alt durch Erlöseinbußen mindestens 
in gleichem Umfange zur Folge haben. Zugleich müßten die Entschädi- 
gungen bei Restitutionsausschluß nach den §§ 4 und 5 des Vermögens- 
gesetzes entsprechend erhöht werden, was den Entschädigungsfonds in 
Milliardenhöhe belasten würde. 


21. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Pinger 

(CDU/CSU) 


Wie argumentiert die Bundesregierung auf den 
Vorwurf, sie habe selbst die angeblichen Nicht- 
rückgabeforderungen der Sowjetunion durch- 
brochen, indem sie Naziverfolgten und jüdischen 
Geschädigten das Eigentum zurückgibt, und wie 
rechtfertigt die Bundesregierung die Nichtrück- 
gabe der enteigneten Immobilien gegenüber der 
Rückgabe von Mobilien im Hinblick auf den 
Gleichheitsgrundsatz und hinsichtlich der sowje- 
tischen Forderung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 3. Mai 1994 

Der in der Frage aufgezeigte Konflikt kann nur in den seltenen Fällen auf- 
treten, in denen Wiedergutmachung durch Rückgabe des Objekts schon 
unmittelbar nach 1945 z. B. von der amerikanischen Besatzungsmacht 
geleistet worden war und danach - unter Mißachtung der Grundsätze des 
alliierten Rückerstattungsrechts - der Berechtigte entschädigungslos ent- 
eignet wurde. Der in Nummer 1 der Gemeinsamen Erklärung vom 15. Juni 
1990 enthaltene Ausschluß der Rückgängigmachung umfaßt diese Fall- 
gruppe, für die besondere besatzungsrechtliche Bestimmungen galten, 
nicht. 

Die Regierung der Sowjetunion hat mit der TASS-Erklärung vom 27. März 
1990 zum Eigentum in der DDR erläutert, ihre seinerzeitigen Maßnahmen 
seien auf die Zerschlagung der wirtschaftlichen Macht des Großgrundbe- 
sitzes gerichtet gewesen. Dem entspricht, daß die Mehrzahl der besat- 
zungsrechtlichen Enteignungsvorschriften das Privatvermögen und damit 
die bewegliche Habe nicht umfaßten. Hieraus ergibt sich für den gesamt- 
deutschen Gesetzgeber ein Auslegungsspielraum, der die vorgesehene 
Regelung zuläßt. 


22. Abgeordneter 

Helmut 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Wie hoch war die Zahl der Stellen in den Lei- 
tungsbereichen des Kanzleramtes und der einzel- 
nen Bundesministerien (einschl. Parlaments- und 
Kabinettsreferate sowie Presse- und Öffentlich- 
keitsarbeit) im Haushaltsjahr 1982, und wie hoch 
wird sie im Haushaltsjahr 1994 sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 

vom 29. April 1994 

Die Zahl der Stellen in den Leitungsbereichen betrug im Jahre 1982 (bzw. 

1986 für BMU) 800 Stellen und in den Jahren 1993 bzw. 1994 950 Stellen. 

Die Aufteilung auf das Kanzleramt und die einzelnen Ressorts ergibt sich 

aus der Anlage.*) 

Der Stellenaufwuchs hat im wesentlichen drei Gründe: 

- Die Anzahl der Ressorts hat sich 1994 gegenüber 1982 von 15 auf 18 
erhöht. Dies war zwingend notwendig, z. B. in der Umwelt- oder der 
Gesundheitspolitik. Hinzu kommt die durch die Postreform notwendige 
Ausweisung des Stellenplans des BMPT im Bundeshaushalt. 

- Die Angleichung der Lebensumstände in den neuen Ländern, die För- 
derung der wirtschaftlichen Entwicklung und die Betreuung des Auf- 
bauprozesses im Beitrittsgebiet sieht die Bundesregierung als zentrale 
Aufgabe an. Hierfür wird auch in den Leitungsbereichen der Ressorts 
zusätzliches Personal eingesetzt. Dies ist ein entscheidender Beitrag für 
die Zukunft des vereinigten Deutschlands. 

- In den Jahren seit 1982 sind die Anforderungen, welche speziell auch 
von parlamentarischer Seite an die Ressorts gestellt werden, qualitativ 
und quantitativ stark gewachsen. Deshalb und wegen gestiegener poli- 
tischer Bedeutung wurden aus Effektivitätsgründen Aufgaben aus der 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 


13 



Drucksache 12/7493 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Arbeitsebene auf den Leitungsbereich verlagert. Auch dieser Umstand 
machte einen nicht unbeträchtlichen Personalaufwuchs im Leitungs- 
bereich notwendig. Die Zahl der Beschäftigten insgesamt ist dadurch 
jedoch nicht generell gestiegen, da es sich teilweise nur um Stellenver- 
lagerungen innerhalb der Ressorts handelte. 

— Trotz der geschilderten zwingenden Gründe für die Vermehrung des 
Leitungspersonals wird in den obersten Bundesbehörden nachhaltig 
Personal eingespart. Allein die lineare Kürzung nach dem Haushalts- 
gesetz erbrachte 1993 insgesamt 208 Planstellen und Stellen. 1994 wer- 
den 230 Planstellen und Stellen wegfallen. 


23. Abgeordneter Welche Mehrkosten entstehen durch die Auswei- 

Helmut tung der Stellen gegenüber 1982 im Haushalts- 

Wieczorek jahr 1994 (ohne lineare Erhöhungen)? 

(Duisburg) 

(SPD) “ 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 29. April 1994 

Durch die Ausweitung der Stellen im Leitungsbereich gegenüber 1982 
ergeben sich im Jahre 1994 ohne Berücksichtigung der linearen Erhöhun- 
gen seit 1982 Personal-Mehrkosten von ca. 7 Mio. DM. Demgegenüber 
wurden bzw. werden durch pauschale Einsparungen in den Ministerien 
von 1982 bis 1994 knapp 1000 Stellen eingespart. Dies entlastet den Bun- 
deshaushalt um über 50 Mio. DM pro Jahr. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


24. Abgeordneter 

Günter 
O esinghaus 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, woher die 
Zahl von 25 Mrd. DM stammt, die als Exportlei- 
stung der neuen Länder in die Sowjetunion bzw. 
die Nachfolgestaaten 1990 p. a. erwartet wurden 
(vgl. Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Interview 
in ARD vom 8. April 1994)? 


25. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Handelt es sich dabei um eine Bewertung nach 
damals bestehenden Konditionen in DM-Ost, für 
die die Sowjetunion in gleicher Höhe auch DM- 
West zu zahlen bereit gewesen war, oder hatte 
die Bundesregierung mit einer den Aufwertungs- 
effekt ausgleichenden Subvention aus dem Bun- 
deshaushalt gerechnet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 5. Mai 1994 
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auf den Gesprächen des Bundeskanzlers mit dem damaligen Präsidenten 
der Sowjetunion, Michail Gorbatschow. Beide Regierungschefs hatten 
damals über eine enge wirtschaftliche Zusammenarbeit gesprochen, wo- 
bei sie die Lieferung von Waren aus dem östlichen Teil Deutschlands, den 
heutigen neuen Bundesländern, in die damalige Sowjetunion in dieser 
Größenordnung ins Auge faßten. Die darauf folgenden politischen Ereig- 
nisse, insbesondere die Auflösung der Sowjetunion, haben zu einem weit- 
gehenden Wegbrechen der für die ostdeutschen Unternehmen so wichti- 
gen Absatzmärkte im Osten geführt. Diese Entwicklung hat sehr wesent- 
lich zur Fehleinschätzung vieler Experten über den zeitlichen Ablauf des 
wirtschaftspolitischen Aufbauprozesses in den neuen Bundesländern 
geführt. 

In Zahlen gefaßt stellte sich diese Entwicklung des ostdeutschen Exports 
in die damalige Sowjetunion bzw. in ihre Nachfolgestaaten wie folgt dar: 
Der Außenhandel der ehemaligen DDR im Jahr 1990 mit der Sowjetunion 
wurde im Einklang mit den damals gültigen Regeln im Transferrubel-Ver- 
rechnungsverkehr abgewickelt. Im Jahr 1990 wurden aus den neuen Bun- 
desländern Waren im Wert von umgerechnet ca. 17,8 Mrd. DM (1 Trans- 
ferrubel = 2,34 DM) in die Sowjetunion geliefert. Diese Zahl ging nach 
Umstellung des Außenhandels auf konvertible Währungen kontinuier- 
lich zurück und erreichte im letzten Jahr nur noch einen Wert von knapp 
5 Mrd. DM. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


26. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 

Gerd daß mit dem Auslaufen der originären Arbeits- 

Andres losenhilfe für die betroffenen Arbeitslosen sich oft 

(SPD) dadurch eine weitere Verschlechterung ihrer 

Vermittlungschancen ergibt, daß die arbeits- 
marktpolitischen Hilfen des Arbeitsamtes, ins- 
besondere die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, 
vorrangig Leistungsempfängern zugute kommen 
sollen, und wird sich die Bundesregierung 
dementsprechend für Ausnahmeregelungen ein- 
setzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 3. Mai 1994 

Nach geltendem Förderungsrechts dürfen in Allgemeine Maßnahmen zur 
Arbeitsbeschaffung (ABM) zwar grundsätzlich nur solche Arbeitnehmer 
zugewiesen werden, die für die Zeit unmittelbar vor der Zuweisung 
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe bezogen haben oder Anspruch 
auf eine dieser Leistungen hatten oder die Voraussetzungen des § 46 
Abs. 1 AFG für einen Anspruch auf Unterhaltsgeld erfüllt haben. Diese all- 
gemeinen Zuweisungsvoraussetzungen liegen bei Arbeitslosen, die einen 
Anspruch auf Arbeitslosenhilfe nicht mehr haben, nicht vor. 
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Hiervon sind jedoch im Einzelfall aus gewichtigen, insbesondere in den 
Verhältnissen des Arbeitslosen liegenden Gründen, Ausnahmen möglich, 
so z. B. bei Vorliegen von Langzeitarbeitslosigkeit oder Arbeitslosigkeit 
von Jugendlichen unter 25 Jahren ohne beruflichen Abschluß. Dieser 
Regelung liegt die erklärte Absicht des Gesetzgebers zugrunde, die zur 
Verfügung stehenden Fördermittel auf die von Arbeitslosigkeit besonders 
Betroffenen zu konzentrieren. 

Eine Zuweisung von arbeitslosen Nichtleistungsempfängern muß daher 
auf Einzelfälle beschränkt bleiben. Insbesondere unter Berücksichtigung 
der insgesamt schwierigen Lage auf dem Arbeitsmarkt und der hohen 
Zahl von Personen, die die ABM-Zuweisungsvoraussetzungen erfüllen, 
wäre es mit dieser Zielsetzung des ABM-Förderungsrechts nicht verein- 
bar, die allgemeinen Zuweisungsvoraussetzungen durch die Schaffung 
von Ausnahmeregelungen aufzulösen. Es sollte daher der arbeitsmarkt- 
und sozialpolitischen Einschätzung der zuständigen Arbeitsämter Vorbe- 
halten werden, in welchen Fällen auch Nichtleistungsempfänger in ABM 
zugewiesen werden können. Dies gilt um so mehr, als auch die neuge- 
schaffene Regelung des § 12 b AFG die Möglichkeit einer ABM-Zuwei- 
sung von Empfängern von Hilfe zum Lebensunterhalt vorsieht, wobei mit 
den Sozialhilfeträgern vereinbart werden kann, daß hierdurch entste- 
hende Kosten der Bundesanstalt für Arbeit ganz oder teilweise erstattet 
werden. 


27. Abgeordnete 

Dr. Gisela 
Babel 

(F.D.P.) 


Ist es zutreffend, daß im Hinblick auf die Umset- 
zung der Rahmenrichtlinie 8 9/3 91 /EWG über 
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit 
und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer 
bei der Arbeit ein Vertragsverletzungsverfahren 
gegen die Bundesrepublik Deutschland eingelei- 
tet wurde oder eine solche Einleitung bevor steht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 27. April 1994 

Es ist zutreffend, daß die Kommission im Hinblick auf die Richtlinie 
89/391/EWG ein Vertragsverletzungs verfahren eingeleitet hat (Nr. 
93/10119). 


28. Abgeordnete 

Dr. Gisela 
Babel 

(F.D.P.) 


Hat die Bundesregierung zu einem drohenden 
oder bereits eingeleiteten Vertragsverletzungs- 
verfahren Stellung genommen, und wenn ja, in 
welcher Weise? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 27. April 1994 

Die Bundesregierung hat im Hinblick auf die Umsetzung der Richtlinie 
89/391/EWG sowie auf die Umsetzung von zur Rahmenrichtlinie erlasse- 
nen Einzelrichtlinien, bei denen die Kommission ebenfalls Vertragsverlet- 
zungsverfahren eingeleitet hat, gegenüber der Kommission wie folgt Stel- 
lung genommen: 

Das geltende deutsche Arbeitsschutzrecht deckt die Bestimmungen der 
Richtlinien inhaltlich bereits zum Teil ab, die entsprechenden Regelungen 
für die in Artikel 2 der Rahmenrichtlinie genannten Tätigkeitsbereiche 
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und für verschiedene Beschäftigtengruppen befinden sich aber verstreut 
in verschiedenen Gesetzen, Rechtsverordnungen, Unfallverhütungsvor- 
schriften und Verwaltungsvorschriften. In Verbindung mit dem Auftrag 
aus dem Einigungsvertrag, den öffentlich-rechtlichen Arbeitsschutz zeit- 
gemäß neu zu ordnen, und im Interesse einer übersichtlichen und hand- 
habbaren Rechtsgestaltung hat sich die Bundesregierung entschlossen, 
ein neues Gesetz (Arbeitsschutzrahmengesetz) auszuarbeiten, statt eine 
Vielzahl von Rechtsvorschriften gleichlautend zu ändern und zu ergän- 
zen. Das neue Gesetz soll auch die Grundlage dafür schaffen, daß zur Rah- 
menrichtlinie erlassene Einzelrichtlinien auf untergesetzlicher Ebene 
durch Rechtsverordnungen oder Unfallverhütungsvorschriften umgesetzt 
werden können. Zur Nichteinhaltung des Umsetzungstermins haben u. a. 
Schwierigkeiten bei der Erarbeitung des Gesetzentwurfs geführt, die 

- durch die parallele und vorrangige Umsetzung der für das Funktionie- 
ren des Binnenmarkts wichtigen Richtlinien auf der Grundlage des Ar- 
tikels 100 a EWG-Vertrag, 

- durch die parallelen und umfangreichen Arbeiten zur Überleitung des 
westdeutschen Arbeitsschutzrechts auf die ehemalige Deutsche Demo- 
kratische Republik durch den Einigungsvertrag und 

- durch die mit der Umsetzung des Neuordnungsauftrags verbundene 
Diskussion grundsätzlicher Fragen wie die künftige Gestaltung des 
sogenannten Dualismus (der Wahrnehmung von Aufgaben im Arbeits- 
schutz sowohl durch die Bundesländer als auch die Träger der gesetz- 
lichen Unfallversicherung) und die Einbeziehung des öffentlichen 
Dienstes in den Geltungsbereich des Gesetzes 

ergeben haben. 

Die Kommission wurde ferner über den Stand des Gesetzgebungsverfah- 
rens, zuletzt am 29. März 1994, unterrichtet; der Text des Entwurfs eines 
Arbeitsschutzrahmengesetzes (Drucksache 12/6752) wurde ihr zur Kennt- 
nis gegeben. 


29. Abgeordnete 

Dr. Gisela 
Babel 

(F.D.P.) 


Wie viele Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union haben die Umsetzung der Rahmenricht- 
linie 89/391/EWG mitgeteilt, und ist die Bundes- 
regierung der Auffassung, daß die Umsetzung 
von den EU-Ländern, die sie mitgeteilt haben, 
vollständig durchgeführt worden ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 27. April 1994 

Die Mitteilungen der einzelnen Mitgliedstaaten an die Kommission sind 
der Bundesregierung nicht bekannt. Nach Auskunft der Kommission 
haben außer der Bundesrepublik Deutschland lediglich Griechenland, 
Italien und Spanien noch keine Mitteilung über die erfolgte Umsetzung 
gemacht. Ob die Umsetzung jeweils auch vollständig ist, läßt sich nur nach 
einer umfassenden Prüfung des jeweiligen Rechtssystems, das an die 
Richtlinie angepaßt wurde, beurteilen. Hiermit befaßt sich die Kommis- 
sion. 


30. Abgeordnete 

Dr. Gisela 
Babel 

(F.D.P.) 


Geht die Bundesregierung davon aus oder liegen 
Anzeichen dafür vor, daß ein Vertragsverlet- 
zungsverfahren in den Fällen eingeleitet werden 
wird, in denen die Umsetzung durch EU-Mit- 
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gliedstaaten zwar gemeldet, nach Ansicht der 
Bundesregierung jedoch nicht vollständig erfolgt 
ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 27. April 1994 


Nach den der Bundesregierung vorliegenden Erkenntnissen über die Vor- 
gehensweise der Kommission wurden die bislang eingeleiteten Vertrags- 
verletzungsverfahren lediglich auf die Tatsache gestützt, daß noch keine 
Mitteilung über Durchführungsmaßnahmen vorliegt. Darunter versteht 
die Kommission die Mitteilung der zur Durchführung der Richtlinie erlas- 
senen Bestimmungen in einer hinreichend detaillierten Note unter Bei- 
fügung der amtlichen Veröffentlichungen oder Abschriften aller Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften, durch die die Anwendung der Bestimmun- 
gen der Richtlinie im Rahmen der Rechtsordnung des jeweiligen Mitglied- 
staates gewährleistet wird. Erst nach Prüfung dieser Texte wird die Kom- 
mission darüber entscheiden, in welchen Fällen sie Vertragsverletzungs- 
verfahren wegen unvollständiger Umsetzung einleiten wird. 


31. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wie wül die Bundesregierung angesichts der 
Äußerung des Präsidenten des Verbandes priva- 
ter Arbeits Vermittler, Meinrad Müller, sicherstel- 
len, daß keine privaten Arbeitsvermittler tätig 
werden, die offensichtlich die derzeitige Rechts- 
und Gesetzeslage für Bezieher von Arbeitslosen- 
geld und -hilfe nicht kennen und mit sozialstaats- 
widrigen Vorstellungen das Geschäft der Arbeits- 
vermittlung mißbrauchen wollen? 


32. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Welche Qualifikationsvoraussetzungen über die 
gesetzlichen und tariflichen Bestimmungen auf 
dem Arbeitsmarkt, die beruflichen Fertigkeiten 
und Fähigkeiten von Arbeitnehmern und Arbeit- 
gebern und der gesetzlich geprägten Bestim- 
mung des Arbeitsmarktes wird die Bundesregie- 
rung für die Zulassung privater Arbeitsvermittler 
anlegen? 


33. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wie wird die Bundesregierung sicherstellen, daß 
diese Qualifikationsanforderungen auch einge- 
halten werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 2. Mai 1994 

§ 23 Abs. 3 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) i. d. F. des Beschäfti- 
gungsförderungsgesetzes 1994 macht die Erteilung der Erlaubnis zur 
Arbeitsvermittlung u. a. davon abhängig, daß der Antragsteller die erfor- 
derliche Eignung besitzt. Es ist vorgesehen, diese Voraussetzung in einer 
Rechts Verordnung der Bundesregierung nach § 24 c AFG zu konkretisie- 
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ren. Dabei muß sichergestellt werden, daß Vermittler nur bei Vorliegen 
der erforderlichen Qualifikation zugelassen werden und gleichzeitig den 
Grundsätzen der Berufsfreiheit im Sinne von Artikel 12 Abs. 1 GG Rech- 
nung getragen wird. Die Arbeiten an der Ergänzung der Arbeitsvermitt- 
lerverordnung und die Abstimmung mit den Ressorts sind noch nicht 
abgeschlossen, so daß weitere Angaben derzeit nicht möglich sind. 

Der Antragsteller hat die Erfüllung der Eignungskriterien gegenüber der 
Bundesanstalt für Arbeit zu belegen. Nach bereits geltendem Recht ist die 
Erlaubnis aufzuheben, wenn sich später herausstellt, daß der Vermittler 
diese Kriterien nicht erfüllt (§ 23 a AFG). Außerdem sind der Bundesanstalt 
für Arbeit die erforderlichen Rechte zu einer Überprüfung des Vorliegens 
der Voraussetzungen eingeräumt (§ 24b AFG). 


34. Abgeordneter 

Eike 

Ebert 

(SPD) 


Wie hoch waren die „Leistungen für Ehe und 
Familie" nach den Sozialberichten der Bundes- 
regierung in den Jahren 1981, 1989 und in den 
einzelnen Jahren seit 1990 absolut und im Ver- 
hältnis zum Bruttosozialprodukt im früheren Bun- 
desgebiet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 3. Mai 1994 


Die Leistungen der Funktionsgruppe „Ehe und Familie" im früheren Bun- 
desgebiet und die Anteile am Bruttosozialprodukt ergeben sich aus der 
folgenden Übersicht: 


Jahr 

Leistungen - Mrd. DM 

Anteil BSP - % 

1981 

72,21 

4,7 

1989 

88,95 

4,7 

1990 

91,45 

3,7 

1991 

98,17 

3,7 

1992 

108,32 

3,9 

1993 

109,40 

3,9 


Die Daten ab 1990 sind vorläufige Ergebnisse, für 1993 beruhen sie auf 
Schätzungen. 


35. Abgeordnete 

Renate 

Jäger 

(SPD) 


Wie viele Rentenanträge liegen derzeit der Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte vor, die 
die Neuberechnung der im pauschalen Umwer- 
tungsverfahren überführten Leistungen aus der 
Sozialpflichtversicherung, den Zusatz- und Son- 
derversorgungssystemen der ehemaligen DDR 
zum Gegenstand haben, und wie viele davon 
betreffen die Personengruppen im Alter von 65 
bis 69, von 70 bis 79 und ab 80 Jahren? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 28. April 1994 


Nach Auskunft der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA) sind 
von den ungefähr 330000 Fällen, in denen eine Neuberechnung der Rente 
nach § 307 b SGB VI zu erfolgen hat, bereits ungefähr 100000 Fälle aufge- 
griffen worden. Zum überwiegenden Teil sind diese Verfahren noch 
anhängig. Die Verfahren sind regelmäßig dadurch eingeleitet worden, 
daß die Berechtigten durch die BfA aufgefordert worden sind, die Unter- 
lagen zur Neufeststellung der Rente vorzulegen. Dabei handelt es sich 
grundsätzlich um die Berechtigten der Geburtsjahrgänge bis 1915. Im 
übrigen handelt es sich um vorzeitig gestellte Anträge auf Neuberech- 
nung. 

Künftig werden wöchentlich ca. 5300 Rentenbezieher zur Einsendung der 
Versicherungsunterlagen auf gef ordert, so daß im Sommer diesen Jahres 
die über 70jährigen und gegen Ende des Jahres die über 65jährigen auf- 
gefordert werden (s. Anlage). * ) 

Eine differenzierte - auf die einzelnen Geburtsjahrgänge abgestellte - 
Erfassung eingehender Anträge erfolgt nicht und ist auch nicht vorgese- 
hen. Es ist aber sichergestellt, daß die Bearbeitung der Anträge der älteren 
Berechtigten vorrangig erfolgt. 


36. Abgeordnete 

Renate 

Jäger 

(SPD) 


Wie viele Rentenanträge der Personengruppe ab 
80 Jahren, die nach der Pressemitteilung des Bun- 
desministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
vom 3. März 1994 vorrangig behandelt werden 
sollen, wurden vom 1. Januar bis Ende März die- 
ses Jahres abgearbeitet, und bis wann kann die 
endgültige Berechnung der Renten dieser Perso- 
nengruppe abgeschlossen sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 28. April 1994 


Bis zum 31. März 1994 wurden laut Auskunft der Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte (BfA) in diesem Bereich ungefähr 18000 Verfahren 
erledigt. Neben der Klärung des Versicherungsverlaufes durch die BfA als 
Rentenversicherungsträger muß die BfA als Zusatzversorgungsträger 
tätig werden. Gegebenenfalls ist auch der zuständige Sonderversor- 
gungsträger- einzuschalten, so daß die Bearbeitungsdauer der jeweiligen 
Einzelfälle unterschiedlich ist. In der Anlaufphase mußte zudem auf den 
Rücklauf der Versicherungsunterlagen der Rentenbezieher gewartet wer- 
den. Hier gestaltet sich die Ermittlung der versicherungsrelevanten Daten 
aufgrund des Alters der Betroffenen und der weit zurückliegenden Zeiten 
als besonders schwierig. Da nunmehr viele Vorgänge parallel behandelt 
werden, ist mit einem Anstieg der Erledigungszahlen zu rechnen. Die 
Abarbeitung der Verfahren, die die Berechtigten der Geburtsjahrgänge 
bis 1913 betreffen, ist laut Auskunft der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte (BfA) bis Mitte 1994 vorgesehen. 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 


20 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7493 


Zur Herbeiführung einer weiteren Beschleunigung des Verfahrens wird 
die Anzahl der Mitarbeiter, die mit der Abwicklung dieser Anträge befaßt 
sind, in nächster Zeit noch erhöht. Die BfA geht zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt davon aus, bis Ende des Jahres 1995 die Neuberechnung der Renten 
aller ehemaligen zusatz- oder sonderversorgten Personen im wesent- 
lichen abgeschlossen zu haben. 


37. Abgeordneter 

Hans-Peter 

Kemper 

(SPD) 


Wie hoch waren nach den Sozialberichten der 
Bundesregierung die Sozialleistungsquoten (So- 
zialleistungen im Verhältnis zum Bruttosozialpro- 
dukt in v. H.) im früheren Bundesgebiet in den 
Jahren 1981, 1989 und in den einzelnen Jahren 
seit 1990? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 3. Mai 1994 

Die Sozialleistungsquoten betrugen im früheren Bundesgebiet in den 
Jahren 

1981 33,4 

1989 30,4 

1990 29,3 

1991 28,9 

1992 29,5 

1993 30,3 

Die Quoten ab 1990 beruhen auf vorläufigen Ergebnissen, für 1993 auf 
Schätzungen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


38. Abgeordnete Wie hoch ist gegenwärtig noch der Bestand an 

Maria den Munitionsvorräten der ehemaligen DDR? 

Michalk 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 28. April 1994 


Der gegenwärtige Munitionsbestand beträgt 
Davon sind vorgesehen: 

- zur Nutzung in der Bundeswehr 

- für Abgaben an Drittstaaten bzw. 
Befriedigung noch bestehender Anfragen 

- zur Verwertung/Delaborierung/Entsorgung 


ca. 115 400 t 

ca. 14 000 t 

ca. 57 400 t 
ca. 44 000 t 
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39. Abgeordnete 

Maria 

Michalk 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der Anteil der von 1991 bis 1993 ins- 
gesamt delaborierten Munition, der in Unterneh- 
men in den neuen Bundesländern entsorgt 
wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 28. April 1994 


Den Unternehmen in den neuen Bundesländern wurden von 1991 bis 1993 
zur Verwertung 

(Delaborierung/Entsorgung) zugeführt ca. 116 100 t 

an Unternehmen außerhalb der neuen 

Bundesländer wurden in Auftrag gegeben ca. 2 500 t 

Damit lag der Auftragsanteil der Unternehmen in den neuen Bundes- 
ländern bei rd. 98%. 


40. Abgeordneter 

Albrecht 

Müller 

(Pleisweiler) 

(SPD) 


Welche Menge von Munition fällt im Zuge der 
Auflassung amerikanischer Militärstützpunkte 
und Depots in Deutschland zur Entsorgung an? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 3. Mai 1994 


Nach Auskunft amerikanischer Stellen wollen die US- Streitkräfte ca. 
15 000 Tonnen Munition nicht in die USA zurückverlegen. 


41. Abgeordneter Ist vorgesehen, diese zu entsorgende Munition in 

Albrecht Deutschland zu entsorgen? 

Müller 

(Pleisweiler) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 3. Mai 1994 

Die amerikanischen Streitkräfte verfügen über eigene Entsorgungsein- 
richtungen in Depots in Deutschland, die mit deutschen Arbeitskräften 
betrieben werden. Von US-Seite wurde noch nicht entschieden, wann, wo 
und wie die Munition entsorgt werden soll. 


42. Abgeordneter Welche Kapazitäten stehen dafür in Deutschland 

Albrecht zur Verfügung, und wo? 

Müller 

(Pleisweiler) 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 3. Mai 1994 

Diese Frage kann erst beantwortet werden, wenn die zu entsorgende 
Munition nach Art und Umfang näher spezifiziert worden ist. Inwieweit 
sich die deutsche Industrie - falls es zu einer Ausschreibung durch die 
US-Seite kommen sollte - an der Entsorgung dieser Munitionsbestände 
beteiligen wird, kann von hier aus nicht beurteilt werden. 


43. Abgeordneter 

Albrecht 

Müller 

(Pleisweiler) 

(SPD) 


Welche Arbeitsplatzeffekte hätte die Entsorgung 
amerikanischer Munition in Deutschland, und 
über welchen Zeitraum? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 3. Mai 1994 


Siehe Anwort zu Frage 42. Als Anhalts wert kann gelten, daß mit ca. 15 000 
Tonnen unterschiedlicher Munition die Entsorgungskapazitäten deut- 
scher Unternehmen etwa drei bis fünf Monate ausgelastet werden könn- 
ten. 

Anzumerken bleibt, daß die Entsorgung nicht mehr benötigter Munition 
von NATO-Mitgliedstaaten zum Teil durch die NATO Maintenance and 
Supply Agency (NAMSA) in Luxemburg ausgeschrieben wird. An diesen 
Ausschreibungen kann sich auch die deutsche Industrie beteiligen. 


44. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung präzisieren, was sie in 
bezug auf die Verlegung des Sozialwissenschaft- 
lichen Instituts der Bundeswehr und weiterer In- 
stitute unter den Begriffen „Zusammenlegung", 
„Schaffung eines neuen Aufgabenverbundes 
Innere Führung", „Schaffung eines neuen geisti- 
gen Zentrums", „Abbau von Redundanzen", 
„Synergieeffekte" und „Kollozierung" konkret 
versteht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Wiehert 
vom 2. Mai 1994 

Mit der Zusammenlegung der Akademie für Information und Kommuni- 
kation der Bundeswehr, des Sozialwissenschaftlichen Instituts der Bun- 
deswehr, des Bereichs 5 des Zentrums Innere Führung und der Regionalen 
Fachinformationsleitstelle Ost in Strausberg sowie der Verlegung des 
Militärgeschichtlichen Forschungsamtes nach Potsdam entsteht unter 
Beibehaltung der Eigenständigkeit der einzelnen Dienststellen ein geisti- 
ges Zentrum der Bundeswehr im Großraum Berlin. 

Durch die regionale Zusammenfassung dieser zum Aufgabenverbund 
Innere Führung gehörenden Dienststellen werden Redundanzen - vor- 
nehmlich im Unterstützungs- und Funktionsbereich (Truppenverwaltung, 
Druckerei und Fahrbereitschaft) - durch dienststellenübergreifende Auf- 
gabenzuordnung abgebaut. 
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Durch die örtliche Zusammenlegung dieser Dienststellen wird eine Effi- 
zienzsteigerung erwartet. Synergieeffekte ergeben sich dabei u. a. durch 
den unmittelbaren Austausch zwischen Forschung, Bildung und Informa- 
tionsarbeit. 


45. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung in bezug auf 
die Verlegung des Sozialwissenschaftlichen Insti- 
tuts der Bundeswehr nach Strausberg das Modell 
„Außenstelle", und liegen ihr Vergleichszahlen 
über die Kosten der verschiedenen Umzugsmo- 
delle vor? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Wiehert 
vom 2. Mai 1994 

Eine Teilverlegung des Sozialwissenschaftlichen Instituts kam nicht in 
Betracht. Ausschlaggebend für die Verlegung ist die Verpflichtung des 
Verteidigungsressorts, durch die möglichst frühzeitige Präsenz von 
Dienststellen in den neuen Bundesländern einen Beitrag für die deutsche 
Einheit zu leisten. Dies kann sich nicht nur auf die Truppe, sondern muß 
sich auch auf solche Dienststellen beziehen, die im engen Austausch mit 
Wissenschaft und Öffentlichkeit stehen - dies sind vor allem das Sozial- 
wissenschaftliche Institut, das Militärgeschichtliche Forschungsamt, die 
Akademie für Information und Kommunikation und das Zentrum Innere 
Führung. Damit will die Bundeswehr für den Prozeß der deutschen Einheit 
ein Signal geben. Dies erfordert die möglichst frühzeitige und geschlos- 
sene Verlegung dieser Dienststellen. 

Abgesehen davon würde eine räumliche Aufsplitterung des Instituts zu 
mehr Koordinierungs- und Infrastrukturaufwand führen. Unter anderem 
müßten zwei Liegenschaften und zwei Teilbibliotheken kostenintensiver 
betrieben werden. 

Nur durch eine zeitgleiche Verlegung aller Dienststellen des Aufgaben- 
verbundes Innere Führung nach Strausberg und die damit verbundene 
Rationalisierung und Personalreduzierung durch Schaffung eines ge- 
meinsamen Funktionsbereichs kann die Zielstruktur des Organisations- 
bereichs der Zentralen Militärischen Bundeswehrdienststellen zeitge- 
recht eingenommen werden. 


46. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Wann und mit welchem Ergebnis sind die wissen- 
schaftlichen und forschungspolitischen Arbeits- 
und Kommunikationsbedingungen des Sozial- 
wissenschaf Üichen Instituts der Bundeswehr im 
künftigen Standort Strausberg, vor allem im Hin- 
blick auf die Unterbringung in einem Kasernen- 
areal im Vergleich zum jetzigen Standort - Nähe 
zu benachbarten Instituten der Ludwig-Maximi- 
lians-Universität -, untersucht worden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Wiehert 
vom 2. Mai 1994 

Ein wichtiger Gesichtspunkt der Stationierungsentscheidung im Jahre 
1991 war, daß der Standort Strausberg die Einbindung des Instituts in ein 
zu München gleichwertiges Forschungs- und Wissenschaftsumfeld 
gewährleistet. 
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In der Metropole Berlin sind 18 Hochschulen, davon vier Universitäten 
und über 200 außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, davon 27 mit 
einer ausschließlich geistes- und sozialwissenschaftlichen Ausrichtung, 
ansässig. Gegenüber dieser Vielfalt und Konzentration der zukünftigen 
wissenschaftlichen Vernetzungen des Instituts war seine gegenwärtige 
Nähe zur Ludwig-Maximilians-Universität in München sicherlich als ein 
bequemer, aber in wissenschaftspolitischer Hinsicht als ein weniger 
bedeutsamer Vorteil zu bewerten. 

Das Sozialwissenschaftliche Institut wird seine Forschungstätigkeit bis 
zum Endausbau des zukünftigen Unterkunftsgebäudes (in 1998) in einer 
vorwiegend zivil genutzten, gut geeigneten Liegenschaft der Bundeswehr 
in Strausberg durchführen. 

Die Integration der Bundeswehr in die demokratische Gesellschaft umfaßt 
auch den Bereich der Wissenschaft. Dies ist die zentrale Aufgabe des 
Sozialwissenschaftlichen Instituts und der anderen wissenschaftlichen 
Einrichtungen der Bundeswehr. 


47. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Welche organisatorischen und personellen Vor- 
stellungen (Standort und Personalplanung) hat 
das Bundesministerium der Verteidigung für den 
Standort Andernach/Rhein und für das Amt für 
Wehrmedizinalstatistik in Remagen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 4. Mai 1994 


Derzeit wird geprüft, ob das zur Zeit noch auf zwei Standorte verteilte 
Fernmeldebataillon 950 (Oplnfo) am Standort Mayen geschlossen statio- 
niert werden kann. Dazu würden Teile des Verbandes von Andernach 
nach Mayen zu verlegen sein. Als Nachbelegung für den Standort Ander- 
nach käme das Wehrmedizinische Statistische Institut der Bundeswehr in 
Frage. 

Der Standort Remagen wäre dann aufzugeben. Die Untersuchungen dazu 
sind jedoch noch nicht abgeschlossen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie 
und Senioren 


48. Abgeordneter 

Dr. Erich 
Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Wie viele jugendliche Obdachlose gibt es in 
Deutschland, und was gibt die öffentliche Hand 
an Geldern dafür aus? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 28. April 1994 


Amtliche bundesweite Daten über obdachlose Personen gibt es in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht. Somit sind auch keine Angaben über 
jugendliche Obdachlose und über die für diese Personengruppe aufge- 
wandten Mittel der öffentlichen Hand verfügbar. 

In den Ländern Nordrhein-Westfalen und Berlin liegen allerdings Daten 
über obdachlose Personen vor. Nordrhein-Westfalen führt seit 1965 jähr- 
lich zum Stichtag 30. Juni eine Erhebung über die Obdachlosigkeit durch. 
Obdachlose Personen werden in dieser Statistik allerdings nicht nach dem 
Alter ausgewiesen. Nach Angaben der Senatsverwaltung für Soziales des 
Landes Berlin weist die Obdachlosenstatistik unter den rund 10000 Ob- 
dachlosen in Berlin (West) am Jahresende 1992 einen Anteil von knapp 
20 Prozent minderjähriger Personen aus. 


49. Abgeordneter 

Dr. II ja 
Seifert 

(PDS/Linke Liste) 


Wie schätzt die Bundesregierung die Wirksam- 
keit der 70 TDM Fördermittel ein, welche das 
Bundesministerium für Familie und Senioren der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe 
e. V. für die Jahre 1992 bis 1994 zur Verfügung 
stellte? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 28. April 1994 


Das Bundesministerium für Familie und Senioren hat der Bunde sarb eits - 
gemeinschaft Wohnungslosenhilfe e. V. in den Jahren von 1992 bis 1994 
einen Personalkostenzuschuß gewährt, und zwar in 1992 310000 DM, 
1993 368000 DM und 1994 400000 DM. Darüber hinaus wurden ihr in 
diesem Zeitraum auch Mittel für Fachtagungen und für eine zusätzliche 
EDV- Ausstattung zur Verfügung gestellt. 

Der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V. wurden 
schließlich auch für ein von 1992 bis 1994 laufendes Projekt zur Unterstüt- 
zung von Selbsthilfe und Selbstorganisation der Betroffenen 1992 30000 
DM, 1993 20000 DM und 1994 20000 DM, insgesamt also 70000 DM 
bewilligt. Die Bundesregierung fördert dieses Projekt vor allem, um 
Erkenntnisse zur Weiterentwicklung sozialhilferechtlicher Regelungen zu 
gewinnen. Damit Handlungsentwürfe und Zielplanungen nicht an der 
Realität der Verhältnisse und den Lebenslagen der Betroffenen Vorbeige- 
hen, soll deren verstärkte Einbeziehung bei der Analyse sozialer Problem- 
lagen erfolgen. Voraussetzung dafür ist eine effektive und sachgerechte 
Förderung und Verbreitung des Selbsthilfegedankens, speziell auch im 
Hinblick auf die besondere Ausgangssituation in den neuen Ländern. Da 
das Projekt erst 1994 abgeschlossen werden soll, ist eine endgültige Aus- 
sage zur Wirksamkeit der eingesetzten Fördermittel noch nicht möglich. 


50. Abgeordneter 

Dr. II ja 
Seifert 

(PDS/Linke Liste) 


Was wird die Bundesregierung tun, um die Pro- 
jektarbeit der BAG Wohnungslosenhilfe e. V. und 
Betroffeneninitiative über das Jahr 1994 hinaus 
(finanziell) zu unterstützen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 28. April 1994 

Die weitere Unterstützung der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungs- 
losenhilfe e.V. und insbesondere des Projekts zur Unterstützung von 
Selbsthilfe und Selbstorganisation der Betroffenen über das Jahr 1994 hin- 
aus hängt vor allem davon ab, ob und inwieweit dafür Mittel im noch zu 
verabschiedenden Haushalt 1995 bereitgestellt werden. Die Bundesregie- 
rung ist grundsätzlich bereit, auch in den nächsten Jahren die Bundes- 
arbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e. V. zu fördern. Ein evtl. Antrag 
auf weitere Förderung des Selbsthilfeprojekts müßte zunächst aber unter 
Berücksichtigung der bisherigen Erfahrungen fachlich geprüft werden, 
ehe über eine weitere Unterstützung entschieden werden kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Frauen 
und Jugend 


51. Abgeordnete 

Anni 

Brandt-Elsweier 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung nähere Erkennt- 
nisse über Anzahl, Themenfelder und regionale 
Verbreitung von Jugendinitiativen und von 
selbstorganisierten Jugendprojekten vor, in 
denen sich Jugendliche außerhalb der traditio- 
nellen Jugendverbände und -Organisationen zu- 
sammenschließen und eigenverantwortlich tätig 
sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 2. Mai 1994 

Eigene Erkenntnisse über die Gesamtszene solcher Jugendinitiativen und 
-gruppen liegen der Bundesregierung nicht vor. Weder gibt es eine 
für eine solche Erfassung erforderliche operationable Definition von 
„Jugendinitiativen und selbstorganisierten Jugendprojekten" noch eine 
zentrale Erfassung solcher Gruppen. Es handelt sich fast ausnahmslos um 
örtliche oder regionale Vereinigungen mit häufig eher informellem und 
temporärem Charakter, die sich einer exakten Erfassung entziehen und 
nach der Zuständigkeitsordnung des SGB VIII zu den Beratungsobliegen- 
heiten von Kommunen und Ländern gehören. 

Das Bundesministerium für Frauen und Jugend kommt nur sporadisch mit 
solchen Initiativen und Gruppen in Kontakt, z. B. wenn diese Förder- 
anliegen für Modellprojekte Vorbringen oder wenn sie bundeszentralen 
Trägervereinigungen - z. B. der Bundesvereinigung Kulturelle Jugendbil- 
dung, dem Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband oder der Stiftung 
MITARBEIT - angeschlossen sind. 

Die Stiftung MITARBEIT schätzt, daß bundesweit derzeit zwischen 10000 
und 15000 solcher Initiativen bestehen. Nach ihren Erfahrungen liegen 
die thematischen Schwerpunkte in den Bereichen Umweltschutz, Sozio- 
kultur, Medien (Zeitung, Video, Foto etc.), Jugendfreizeitangebote, Aus- 
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länderintegration. Die Initiativen und Projekte verteilen sich etwa gleich- 
mäßig auf ländliche und urbane Regionen sowie auf die alten und neuen 
Bundesländer. 


52. Abgeordnete 

Anni 

Brandt-Elsweier 

(SPD) 


Welche spezifischen Beratungsangebote stehen 
solchen Initiativen und Projekten auf Bundes- 
ebene zur Verfügung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 2. Mai 1994 

Die aus Bundesmitteln geförderten bundeszentralen Trägerzusam- 
menschlüsse wie der Deutsche Bundesjugendring, der Arbeitsausschuß 
für politische Bildung, die Bundesvereinigung Kultureller Jugendbildung, 
die Bundesarbeitsgemeinschaft Jugendsozialarbeit u. a. nehmen Bera- 
tungsaufgaben für Initiativen und Projekte in ihrem jeweiligen Arbeitsfeld 
wahr. 

Als Anschub- und Aufbauhilfe hat darüber hinaus die Bundesregierung 
im Rahmen des Programms zum Auf- und Ausbau freier Träger der 
Jugendhilfe (AFT) in den neuen Bundesländern der Förderung kleiner Ini- 
tiativen und selbstorganisierter Jugendprojekte besondere Aufmerksam- 
keit gewidmet. Besondere Bedeutung für die Beratung der Jugendinitia- 
tiven haben insbesondere die geförderten rd. 130 Kontaktstellen gewon- 
nen. Die Länder haben zugesagt, das Netz dieser Büros in gestraffter und 
modifizierter Form auch über das Jahr 1994 hinaus fortzuführen. 

Darüber hinaus berät die bereits erwähnte Stiftung MITARBEIT bundes- 
weit Jugendinitiativen und -projekte im Rahmen der nationalen Koordina- 
tion und Evaluation des YIP/PETRA- Programms der Europäischen Union. 
Mit diesem Programm unterstützt die EU Initiativen und Projkete, die von 
Jugendlichen zwischen 15 und 27 Jahren eigenverantwortlich gestartet 
und durchgeführt werden und auf des Erwerbs- und Erwachsenenleben 
vorbereiten. 


53. Abgeordnete 

Anni 

Brandt-Elsweier 

(SPD) 


In welcher Weise werden diese Initiativen und 
Projekte auf Bundesebene direkt oder indirekt 
gefördert? 


54. Abgeordnete 

Anni 

Brandt-Elsweier 

(SPD) 


In welcher Form soll eine zukünftige Förderung 
auf Bundesebene erfolgen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 2. Mai 1994 

Nach der Kompetenzordnung des Grundgesetzes und des SGB VIII ist es 
dem Bund grundsätzlich nicht erlaubt, örtliche und regionale Jugendini- 
tiativen und -projekte zu fördern. Allenfalls ist es möglich, den bundeswei- 
ten Informations- und Erfahrungsaustausch solcher Gruppen zu unterstüt- 
zen. 
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In diesem Sinne wird das Bundesministerium für Frauen und Jugend ein 
von der Stiftung MITARBEIT geplantes „Nationales Forum Jugendini- 
tiativen " unter dem Arbeitsfeld „Eine Ideenwerkstatt für Jugendliche aus 
Initiativen und selbstorganisierten Projekten" fördern, das vom 16. bis 
18. September 1994 stattfinden soll. Diese Veranstaltung soll Jugend- 
lichen aus dem gesamten Bundesgebiet die Möglichkeit bieten, sich zu 
Fragen und Problemen der Jugendinitiativarbeit auszutauschen, neue 
Ideen und Anregungen für ihre Arbeit zu gewinnen und sich über Förder- 
möglichkeiten und Finanzierungsmodelle zu informieren. 

Auf europäischer Ebene bestehen Fördermöglichkeiten über das Pro- 
gramm der Jugend für Europa (Förderung der Eigeninitiative, Pilotpro- 
gramm) sowie im Rahmen des bereits genannten YIP/PETRA- Programms 
der EU-Kommission. 


55. Abgeordnete 

Dr. Konstanze 
Wegner 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung an ihrer Absicht fest, 
die Aufwandszuschüsse an Beschäftigungsstel- 
len von Zivildienstleistenden im Bereich der Indi- 
viduellen Schwerstbehindertenbetreuung (ISB) 
nur bis zur Einführung einer Pflegeversicherung 
zu zahlen, und wie will sie gegebenenfalls sicher- 
stellen, daß dann die für die behinderten Men- 
schen unerläßliche Betreuung in gleichem Um- 
fang angeboten und in Anspruch genommen 
werden kann? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 29. April 1994 


Es wird zur Zeit geprüft, in welchem Umfang die Kosten, die der Einsatz 
eines Zivildienstleistenden bei einem Schwerstbehinderten erfordert, im 
Einzelfall von der Pflegeversicherung übernommen werden können. Dies 
hängt vor allem davon ab, in welchem Umfang der Zivildienstleistende 
pflegerische Tätigkeiten im Sinne des Pflege- Versicherungsgesetzes 
erbringt. Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, daß eventuelle 
Kürzungen der Aufwandszuschüsse nicht einen Rückgang der Betreuung 
von Schwerstbehinderten zur Folge haben. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


56. Abgeordnete 

Gabriele 

Iwersen 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Existenz- 
chancen von Massage-Praxen nach Inkrafttreten 
des Masseur- und Physiotherapeutengesetzes, 
wenn sie aus wirtschaftlichen oder Altersgründen 
nicht in der Lage sind, sich zum Physiotherapeu- 
ten nachzuqualifizieren? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 29. April 1994 

Das Gesetz über die Berufe in der Physiotherapie, dem der Bundesrat am 
29. April 1994 im zweiten Durchgang zugestimmt hat, regelt aufgrund der 
konkurrierenden Kompetenz des Bundes nach Artikel 74 Nr, 19 des 
Grundgesetzes lediglich den Zugang sowie die Ausbildung zu den Beru- 
fen des Masseurs und medizinischen Bademeisters sowie des Physiothera- 
peuten und nicht deren Berufsausübung. Normadressat sind daher nicht 
die Massagebetriebe, sondern die künftigen Berufsbewerber. Das Gesetz 
hat daher keinen unmittelbaren Einfluß auf die Existenz- und Marktchan- 
cen von Massage- oder Krankengymnastikbetrieben. 

Die Bundesregierung geht in ihrer Zielsetzung zu dem Gesetz davon aus, 
daß der künftig aufgrund des neuen Gesetzes wesentlich besser als bisher 
ausgebildete Masseur und medizinische Bademeister (Verdoppelung der 
Lehrgangsdauer auf zwei Jahre) ebenso wie der künftige, auf dem Gebiet 
der Krankengymnastik spezialisierte Physiotherapeut wie bisher gefragt 
und nach wie vor unentbehrlich bleiben werden. Allerdings hat das 
Gesetz aufgrund seiner allein ausbildungsrechtlichen Zielsetzung keinen 
Einfluß auf den Bedarf an Masseuren. 


57. Abgeordnete Welche Verordnungen werden auch in Zukunft 

Gabriele von Ärzten verschrieben werden, die von selb- 

Iwersen ständigen Masseuren ausgeführt und abgerech- 

(SPD) net werden können? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 29. April 1994 

Das neue Berufsgesetz hat, da es ausschließlich den Zugang zum Beruf 
regelt (vgl. Frage 56), als solches keinen Einfluß auf die geltenden Ver- 
schreibungs- und Abrechnungsbedingungen. 

Die mit der Einführung des Heilmittelbudgets des Gesundheits-Struktur- 
gesetzes bewirkte Rückführung der seit langem weit überproportional 
steigenden Heilmittelaus gaben im Rahmen der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung war unumgänglich. Die Ausgaben der Krankenkassen je Mit- 
glied für den Bereich Physiotherapie, die gleichzeitig die Einnahmen der 
Leistungserbringer darstellen, sind 1993 gegenüber dem Vorjahr um 
8,5 v. H. gesunken, Daraus kann gefolgert werden, daß sich das am Jahres- 
anfang 1993 bei einzelnen Ärzten festzustellende stark restriktive Verord- 
nungsverhalten deutlich normalisiert hat. Auch die letzten Monate des 
Jahres 1993 belegen, daß sich diese Entwicklung weiter fortgesetzt hat. 

Da sich die Einführung des Heilmittelbudgets zum 1. Januar 1993 bewährt 
hat, ist eine weitere Leistungsbegrenzung im Bereich der physikalischen 
Therapie nicht vorgesehen. 


58. Abgeordnete 

Gabriele 

Iwersen 

(SPD) 


Welche Zahlen hegen der Bundesregierung über 
den regional sehr unterschiedlichen Rückgang an 
physiotherapeutischen Verordnungen vor, und 
wie beurteilt sie die verstärkte Anwendung von 
Maschinen therapie im Vergleich zu manuellen 
Therapien? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 29. April 1994 

Dem Bundesministerium für Gesundheit liegen nur die jährlichen Rech- 
nungsergebnisse der gesetzlichen Krankenversicherung insgesamt vor. 
Im einzelnen sind dies die Ausgaben für die Leistungen von medizini- 
schen Badebetrieben, Masseuren und Krankengymnasten sowie für 
sonstige Heilpersonen (z. B. Logopäden und Ergotherapeuten). Danach 
gingen die Heilmittelverordnungen in den alten Bundesländern 1993 um 
insgesamt bis 6,3 v. H. zurück. Eine regionale Aufgliederung dieser 
Daten liegt dem Bundesministerium für Gesundheit nicht vor. 

Maschinelle Therapieverfahren sind in der Physiotherapie nur beschränkt 
geeignet, die manuelle Therapie zu ersetzen. Unabhängig jedoch von der 
weiteren medizinischen Entwicklung werden maschinelle Therapiever- 
fahren auch künftig grundsätzlich die Anwendung durch examinierte 
Therapeuten voraussetzen. 


59. Abgeordnete 

Susanne 

Jaffke 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß mit dem Gesetz über die 
Neuordnung zentraler Einrichtungen des Ge- 
sundheitswesens die in das Bundesinstitut für 
gesundheitlichen Verbraucherschutz und Veteri- 
närmedizin aufgehenden Institute auch die bis- 
herigen Institutsnamen verlieren? 


Antwort des Staatssekretärs Baldur Wagner 
vom 3. Mai 1994 


Mit dem Gesetz über die Neuordnung zentraler Einrichtungen des 
Gesundheitswesens (Gesundheitseinrichtungen-Neuordnungs-Gesetz- 
GNG) wird ein „Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucherschutz 
und Veterinärmedizin" errichtet (§ 3 Abs. 1 GNG). In dieses Bundesinstitut 
werden das Max von Pettenkofer-Institut und das Robert von Ostertag-In- 
stitut (Institut für Veterinärmedizin), die bisher Teile des Bundesgesund- 
heitsamtes waren, eingebracht. Beide Institute verlieren durch das GNG 
ihre Namen. 


60. Abgeordnete 

Susanne 

Jaflke 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das bishe- 
rige Institut für Veterinärmedizin den Namen von 
Robert von Ostertag trug und damit ein Tierarzt 
geehrt wurde, dessen Initiative u. a. das erste 
Fleischbeschaugesetz zu verdanken ist und der 
sich insbesondere auf dem Gebiet der Lebensmit- 
telüberwachung und Tuberkulosebekämpfung 
ausgezeichnet hat? 


Antwort des Staatssekretärs Baldur Wagner 
vom 3. Mai 1994 


Der Bundesregierung ist der Hindergrund der Namensgebung für das 
Institut für Veterinärmedizin bekannt. Sie achtet auch weiterhin die Ver- 
dienste Robert von Ostertags. 
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61. Abgeordnete 

Susanne 

Jaffke 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, daß auch weiterhin ein Veterinärmedizini- 
sches Institut den Namen Robert von Ostertag 
trägt? 


Antwort des Staatssekretärs Baldur Wagner 
vom 3. Mai 1994 

Mit der Verabschiedung des Gesetzes durch den Deutschen Bundestag 
am 28. April 1994 ist für die Bundesregierung der Übergang des bisheri- 
gen BGA-Instituts für Veterinärmedizin (Robert von Ostertag-Institut) in 
das genannte Bundesinstitut einschließlich der Namensgebung für das- 
selbe entschieden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


62. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Um welchen Betrag erhöhen sich die Kosten für je 
einen Kilometer Bundesfernstraße bzw. Bundes- 
autobahn, wenn die Straße für ein zulässiges 
Gesamtgewicht von Fahrzeugen von je 20 t, 30 t, 
40 1 und mehr ausgelegt werden muß? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 2. Mai 1994 

Dimensionierung und Lebensdauer der Straßenbefestigungen hängen in 
erster Linie von der höchstzulässigen Achslast und nicht vom Gesamt- 
gewicht ab. 

Geht man davon aus, daß die zulässige Achslast nicht erhöht wird, so 
ergibt sich für die Straßenbefestigung kein signifikanter Unterschied 
infolge unterschiedlicher zulässiger Gesamtgewichte. 

Für die Bemessung von Brückenbauwerken sind allerdings sowohl die 
Achslasten als auch das Gesamtgewicht der Fahrzeuge maßgebend. Die 
aus Erhöhung dieser Gewichte resultierenden Mehrkosten für den Neu- 
bau von Brücken und anderen Ingenieurbauwerken sind im Vergleich zu 
den Gesamtkosten aber eher von untergeordneter Bedeutung. 

Erhöhungen der zulässigen Gesamtgewichte über die z. Z. gültigen 
Grenzwerte hinaus verursachen jedoch erhebliche Mehrkosten durch not- 
wendige Verstärkungsmaßnahmen, steigende Erhaltungskosten und 
Verkürzung der Lebensdauer des vorhandenen Bauwerkbestandes. Glei- 
ches würde auch für die Straßenbefestigungen gelten, wenn die zulässi- 
gen Achslasten erhöht würden. 


63. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
von Geldern 

(CDU/CSU) 


Welchen Stand der Realisierung hat zur Zeit der 
zu den zwölf privat vorzufinanzierenden Bau- 
maßnahmen gehörende Bau eines Wesertunnels 
südlich von Bremerhaven? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 2. Mai 1994 


Das Planfeststellungsverfahren läuft seit Frühjahr 1993. Zur Zeit werden 
die anläßlich der Plan-Offenlegung erhobenen Einwendungen rechtlich 
und planerisch ausgewertet. 


64. Abgeordneter Mit welchen weiteren Fortschritten rechnet die 

Dr. Wolfgang Bundesregierung bis zum Jahresende 1994? 

von Geldern 
(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 2. Mai 1994 


Bis zum Jahresende 1994 sollen die Auswertungen der Einwendungen 
abgeschlossen und - soweit erforderlich und möglich - planerisch umge- 
setzt sein, so daß das Planfeststellungsverfahren mit dem nächsten Schritt, 
dem Erörterungstermin, fortgesetzt werden kann. 


65. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, damit der 
Bahnknotenpunkt Mannheim in die europäische 
Schnellbahntrasse Paris — Wien (Paris — Straß- 
burg — Karlsruhe — München — Wien) einbezo- 
gen wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 4. Mai 1994 


Die Bundesregierung sieht keine Notwendigkeit für weitere Schritte. 
Mannheim wird über die geplante Schnellbahnverbindung Paris — Ost- 
frankreich — Südwestdeutschland (POS) mit der Strecke Paris — Metz — 
Saarbrücken — Ludwigshafen — Mannheim sowie der Neubaustrecke 
Mannheim — Stuttgart und mit den im BVWP'92 und im Schienenwege- 
ausbaugesetz enthaltenen Projekten der Achse Stuttgart — München — 
Freilassing in die europäische Schnellbahnachse Paris — Wien einbezo- 
gen. 


66. Abgeordneter 

Steffen 

Kampeter 

(CDU/CSU) 


Wie ist der Stand der Umsetzung des Maßnah- 
menkatalogs zur Förderung der Binnenschiffahrt, 
welcher infolge der Verabschiedung des Tarif- 
aufhebungsgesetzes beschlossen wurde? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 2. Mai 1994 


Die Bundesregierung hat am 21. April 1994 dem Verkehrsausschuß des 
Deutschen Bundestages den Bericht der Bundesregierung über die Lage 
der deutschen Binneschif fahrt übermittelt und diesen in der Ausschuß- 
sitzung am 27. April 1994 erläutert. 
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Die vom Deutschen Bundestag geforderten nationalen Maßnahmen wur- 
den bereits zielstrebig umgesetzt. International hat sich die Bundesregie- 
rung im Rahmen der EU sowie in bilateralen Gesprächen in den Nieder- 
landen und Belgien für 

- eine Verbesserung der Ab wrackaktion und 

- eine Krisenregelung analog der im Güterkraftverkehr 
eingesetzt. 

Hinsichtlich der gutachtlich festgestellten Nachteile der deutschen Parti- 
kuliere gegenüber den niederländischen Mitbewerbern im sozialen und 
fiskalischen Bereich wird das bereits vorliegende Gutachten des verkehrs- 
wissenschaftlichen Instituts in Münster noch ergänzt, um für die Aussagen 
über die Nachteile auch zahlenmäßige Belege zu haben. Diese Ergänzung 
soll bis Ende Juni vorliegen; das Bundesministerium für Verkehr wird die- 
sen Bericht dann unverzüglich dem Verkehrsausschuß zuleiten. 


67. Abgeordneter 

Norbert 

Otto 

(Erfurt) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es sich bei 
der Strecke zwischen Plauen-Ost und Zwickau- 
Ost um die „Todesstrecke'' in Sachsen handelt, 
daß es eine Vielzahl von Unfällen gegeben hat 
und auf diesem ca. 40 Kilometer langen Abschnitt 
1994 bereits 15 Unfalltote zu beklagen sind, und 
welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, diese verhängnisvolle Entwicklung zu stop- 
pen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 3. Mai 1994 


Die A 72 zwischen Hof (Autobahn-Dreieck [AD] Bayerisches Vogtland) 
und Chemnitz (L = 106,0 km) war kriegsbedingt (Einstellung der Bau- 
arbeiten 1940) mit nur einer Fahrbahn ausgestattet. Lediglich im Abschnitt 
Zwickau/Ost - AD Chemnitz (L = 33,5 km) wurde in den 70er Jahren von 
der damaligen DDR die zweite Fahrbahn nachgerüstet. Aus politischen 
Gründen (kein Autobahn -Grenzübergang nach Hof) bestand für eine Fer- 
tigstellung seitens der ehemaligen DDR kein Interesse. 

Da die A 72 eine direkte Verbindung zwischen den Freistaaten Bayern 
und Sachsen darstellt, wurde seit der Grenzöffnung im November 1989 mit 
Nachdruck an ihrem zweibahnigen Ausbau gearbeitet. Bereits im Herbst 

1993 wurde der zweibahnige Ausbau zwischen dem AD Bayerisches 
Vogtland und Plauen-Ost einschließlich der Elstertalbrücke (L = 509 m; 
größte Steinbogenbrücke Europas) fertiggestellt. Die Kosten für den 
37,6 km langen Abschnitt beliefen sich allein auf 406 Mio. DM. 

Der angesprochene Folgeabschnitt zwischen Plauen-Ost und Zwickau- 
Ost mit einer Länge von 34,9 km ist auf gesamter Länge im Bau. Die Fertig- 
stellung dieses 581 Mio. DM teuren Abschnitts ist für Ende 1995 vorgese- 
hen, der Abschnitt Reichenbach — Zwickau-Ost geht bereits vorab Ende 

1994 mit beiden Fahrbahnen (mit Ausnahme der Talbrücke Wilkau- 
Haßlau) unter Verkehr. Im Abschnitt Plauen- Ost — Reichenbach ist vorge- 
sehen, nach Fertigstellung der zweiten Fahrbahn Ende 1994 dem Verkehr 
weitgehend eine vierspurige bzw. im Großbrückenbereich eine dreispu- 
rige Verkehrsführung zur Verfügung zu stellen. 
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Damit stehen dem Verkehrsteilnehmer Ende 1994 für einen Großteil des 
Streckenabschnitts Plauen-Ost — Zwickau-Ost zwei Fahrstreifen je Rich- 
tung zur Verfügung. Dies wird die Verkehrssicherheit in diesem Auto- 
bahnabschnitt ganz wesentlich erhöhen. 


68. Abgeordneter 

Norbert 

Otto 

(Erfurt) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Bautätigkeit auf der A 72 zu beschleuni- 
gen, um die Unfallschwerpunkte zu beseitigen, 
und welche Bedeutung hatte die Gewährleistung 
der Verkehrssicherheit bei der Ausschreibung 
der Baumaßnahme? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 3. Mai 1994 

Wie bereits dargestellt, werden die Bauarbeiten für den zweibahnigen 
Ausbau der A 72 im Abschnitt Plauen-Ost — Zwickau-Ost mit Nachdruck 
betrieben. 

Zur Erhöhung der Verkehrssicherheit in diesem langen einbahnigen 
Abschnitt der A 72 gab es ergänzende Abstimmungen innerhalb der im 
Auftrag des Bundes tätigen Straßenbauverwaltung des Landes Sachsen 
und mit dem Bundesministerium für Verkehr. So wurden folgende Maß- 
nahmen festgelegt: 

- Verstärkung der Beschilderung, um den Kraftfahrer extrem deutlich 
auf die Gefährlichkeit dieses Abschnittes hinzuweisen, 

- Erneuerung der Markierungen, 

- Anordnung eines prinzipiellen Überholverbotes und 

- verstärkte Kontrolle durch die Autobahnpolizei. 

Auf der Grundlage dieser Maßnahmen hat das Bundesministerium für 
Verkehr der Baukonzeption vor Ort zugestimmt. 


69. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Welche planerischen und zeitlichen Vorstellun- 
gen hat die Bundesregierung für den Neuausbau 
der B 4 12 in den Ortslagen Burgbrohl und Nieder- 
zissen (Verbandsgemeinde Brohltal)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 3. Mai 1994 

Die Planungen für den Ausbau der Ortsdurchfahrt Burgbrohl sind rechts- 
kräftig. Der Beginn der Bauarbeiten ist unter Berücksichtigung der vor- 
rangigen Abwicklungen laufender anderer Projekte für Ende 1995/ 
Anfang 1996 vorgesehen. 

Die Ortsdurchfahrt Niederzissen ist nach der Abstufung der früheren 
B 412 zwischen der Anschlußstelle Niederzissen (A 61) und Kempenich 
zur Landesstraße 111 jetzt in der Baulast des Landes. Nach Auskunft des 
zuständigen Landes Rheinland-Pfalz bestehen derzeit keine konkreten 
Ausbauabsichten. 
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70. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Welche planerischen und zeitlichen Vorstellun- 
gen hat das Bundesministerium für Verkehr für 
den Ausbau der Ortsumgehungen der B 256 der 
Gemeinden Plaidt und Kruft (Verbandsgemeinde 
Andernach-Pellenz)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 3* Mai 1994 


Für den Neubau der Ortsumgehung Kruft werden derzeit die Unterlagen 
für die Einleitung des Planfeststellungsverfahrens erstellt. Die Einleitung 
des Verfahrens ist für 1995 vorgesehen. Für die Ortsumgehung Plaidt 
(B 256) wurde Ende 1993 die Linie durch das Bundesministerium für Ver- 
kehr bestimmt. Zur Zeit laufen Vorbereitungen zur Entwurfsplanung. Da 
sich beide Vorhaben somit noch in einem frühen Planungsstadium befin- 
den, ist anhand der vorliegenden Erfahrungswerte mit einer Baudurchfüh- 
rung erst nach dem Jahr 2000 zu rechnen. 


71. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Um wie viele Millionen DM wäre das jährliche 
Haushaltsvolumen des Bundes während der Bau- 
zeit aller (vgl. Anlage 48 zum Protokoll der 81. Sit- 
zung des Haushaltsausschusses vom 10. Novem- 
ber 1993) durch private Kreditaufnahme bis zur 
Fertigstellung vorfinanzierten Straßenbaupro- 
jekte (Autobahnteilstücke) höher gewesen, wenn 
die öffentlichen Ausgaben und Zahlungen nicht 
zeitlich in die Zukunft hinausgeschoben worden 
wären? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 29. April 1994 


In der Finanzplanung des Bundesfernstraßenhaushalts sind für die näch- 
sten Jahre hierfür keine Mittel ausgewiesen. 

Wenn alle zwölf Projekte, für die eine private Kreditaufnahme vorgesehen 
ist, entsprechend der Baureife aus dem Bundesfernstraßenhaushalt finan- 
ziert werden könnten, wären hierfür bis zum Jahr 2001 rd. 4 Mrd. DM als 
Baukosten erforderlich, d. h. im Mittel rd. 500 Mio. DM pro Jahr. 

Hinzu kämen die Kosten der Kreditaufnahme für diese Beträge. Da die 
Zinsentwicklung nicht vorhersehbar ist, können die Kreditkosten nicht 
quantifiziert werden. 


72. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Nach welchen Kriterien und Maßstäben (Wert- 
ermittlung, Tilgung, Zinsen, Preisentwicklung, 
Zeitdauer u, a.) erfolgte die Veranschlagung der 
Verpflichtungsermächtigungen im Bundeshaus- 
halt für die ratenweise Bezahlung aller durch pri- 
vate Kreditaufnahme bis zur Fertigstellung vor- 
finanzierten Straßenbauprojekte (Autobahn teil- 
stücke)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 29. April 1994 

Zur Kostenermittlung mußten Annahmen getroffen werden für 

- die Bauzeit, 

- die Verteilung der Bauleistung während der Bauzeit und 

- den Bauzins. 

Unter diesen Annahmen kann auf der Grundlage der gemäß Kosten- 
berechnung genehmigten Baukosten die Gesamtbausumme (Baukosten 
plus Bauzinsen) errechnet werden. 

Das Finanzierungsmodell sieht vor, daß die vorfinanzierte Gesamtbau- 
summe in 15 gleichen Jahresraten getilgt wird. Die im Haushalt ausgewie- 
sene Annuität (Jahresrate) errechnet sich auf der Grundlage der Gesamt- 
bausumme unter Annahme eines Refinanzierungszinssatzes. 

Die Gesamtkosten betragen das 15fache der gleichbleibenden Jahresrate. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


73. Abgeordneter 

Hans- Joachim 
Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Welche Beurteilung gibt die Bundesregierung zu 
der jüngsten Studie des naturwissenschaftlichen 
Instituts für Arbeitsmedizin in Stockholm ab, 
wonach zwischen elektromagnetischen Feldern 
und der Häufigkeit von Leukämie erkrankungen 
ein Zusammenhang bestehen soll? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 2. Mai 1994 

Angeregt durch die Studie von Wertheimer und Leeper aus dem Jahre 
1979 haben in der Zwischenzeit verschiedene Gruppen versucht, eben- 
falls der Fragestellung nach dem Zusammenhang zwischen Magnetfel- 
dern und Kinderkrebs nachzugehen. Es zeigte sich, daß die unterschied- 
lichen Studien durch widersprüchliche Ergebnisse gekennzeichnet sind. 
So ließ sich feststellen, daß die zeitliche Entwicklung der Ergebnisse eher 
die Hypothese stützt, wonach kein Risiko zu erwarten ist. Ähnliches ver- 
deutlicht auch die angesprochene jüngste Studie des Instituts für Arbeits- 
medizin in Stockholm, deren Autoren Feychting und Ahlbom eine positive 
Korrelation für Leukämie fanden, während Hirntumore geringer als beim 
Referenzkollektiv auftraten. Diese Widersprüchlichkeit in den Ergebnis- 
sen, die weder Reproduzierbarkeit noch Konsistenz erkennen lassen, läßt 
sich durch weitere Belege erhärten. Hinzu kommt noch, daß die Ermitt- 
lung der „Dosis" der elektromagnetischen Felder in der genannten Studie 
als äußerst zweifelhaft anzusehen ist. So konnte auch keine überzeugende 
Dosis-Wirkung-Beziehung gefunden werden. Es existiert bisher kein 
Modell, wie durch die biologische Wirkung von elektromagnetischen 
Feldern Krebs entstehen könnte. 
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Gerald Draper, der Direktor der Childhood Cancer Research Group der 
Universität Oxford schreibt in seinem Aufsatz „Electromagnetic Fields 
and Childhood Cancer Reserach" in British Medical Journal 1983: „Die 
Möglichkeit, daß Magnetfelder von Hochspannungsleitungen Kinder- 
krebs erzeugen können, kann nicht ausgeschlossen werden. Jedoch 
bedeutet die fehlende Konsistenz unter den publizierten Studien und 
das Fehlen einer akzeptierten biologischen Erklärung für einen solchen 
Zusammenhang, daß wir zu dem Schluß kommen müssen, daß bis heute 
kein kausaler Zusammenhang hergestellt werden konnte." 


74. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Wie sind nach den zwischenzeitlich vorliegen- 
den Erkenntnissen Überlandleitungen bezüglich 
ihrer elektromagnetischen Wellen und deren 
Auswirkungen auf den Menschen zu beurteilen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 2. Mai 1994 


Für den Betrieb von Hochspannungsleitungen gibt es zwischenzeitlich 
international akzeptierte Grenzwerte der International Commission on 
Non Ionizing Radiation Protection für die elektrische Feldstärke und die 
magnetische Flußdichte. Diese Grenzwerte stellen einen Schutz des Men- 
schen vor den Auswirkungen elektromagnetischer Felder sicher. 


75. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


An welchen Problemfragen im Bereich elektro- 
magnetische Wellen wird seitens der Bundes- 
regierung gesetzgeberisch oder projektmäßig mit 
welcher Zielsetzung und Perspektive gearbeitet? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 2. Mai 1994 


Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit beab- 
sichtigt, eine Verordnung nach § 23 des Bundes-Immissionsschutzgeset- 
zes vorzulegen, die Grenzwertregelungen für den Schutz vor elektromag- 
netischen Feldern enthält. Darüber hinaus fördert die Bundesregierung 
ein umfangreiches Forschungsprogramm auf dem Gebiet der nichtionisie- 
renden Strahlen. 


76. Abgeordneter 
Steffen 
Kampeter 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts 
des kontinuierlich ansteigenden Einsatzes von 
CD-ROM die Möglichkeit ihrer umweltgerechten 
Wiederverwertung vor dem Hintergrund der 
neuen Produktverantwortung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 28. April 1994 


Die bisher als Tonträger eingesetzten Compact Discs erlangen gegenwär- 
tig auch in ROM- Laufwerken in verschiedenen Bereichen der Datenver- 
arbeitung als Datenträger immer mehr Bedeutung. 
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Obwohl diese Einsatzmöglichkeiten aufgrund des geringen Altteile anfalls 
noch keine nachhaltige Abfallrelevanz besitzen, wurden bereits Unter- 
suchungen zur werkstofflichen Verwertung durchgeführt. Dabei konnte 
nachgewiesen werden, daß die Resteigenschaften dieser sortenreinen 
Recyclate (ABS, PC und Blends aus PC und ABS) nach Abmischung mit 
Neuware geeignet sind, u. a. für die Produktion von Gehäuseteilen einge- 
setzt zu werden. 

Ob die technisch grundsätzlich mögliche Verwertung von CD-ROM künf- 
tig Bedeutung erlangen wird, dürfte vor allem vom Verhalten des Ver- 
brauchers abhängen. Dieser hat bisher selten alte Schallplatten, noch 
weniger aber CDs der Abfallentsorgung überlassen. Vielmehr finden 
diese Tonträger in Second-hand-Märkten immer wieder Käufer. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Forschung 
und Technologie 


77. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


Ist es richtig, daß die Deutsche Forschungsge- 
meinschaft den vom Klinikvorstand der Univer- 
sität Ulm und dem Ministerium für Wissenschaft 
und Forschung Baden-Württemberg unterstütz- 
ten Antrag auf Einrichtung einer Klinischen For- 
schungsgruppe „ Auto antige n- Char akterisie - 

rung, Präsentation und Erkennung bei organspe- 
zifischer Autoimmunität" vom November 1993 
von Prof. Dr. Guido Adler (Ärztlicher Direktor, 
Abteilung Innere Medizin I, Uni Ulm) ohne 
genauere Begründung in einem Schreiben vom 
8. März 1994 zurückgegeben hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 2. Mai 1994 

Zwischen BMFT und DFG ist vereinbart, daß 35 klinische Forschergrup- 
pen gefördert werden sollen. Angesichts der absehbaren Ausschöpfung 
dieses Kontingents hat die DFG Anfang März 1994 diejenigen Antrags- 
skizzen an die Antragsteller zurückgegeben, die keine Chance der Reali- 
sierung mehr haben konnten. Dazu gehörte auch die Antragsskizze von 
Prof. Dr. Guido Adler. Die DFG hat sich zu dieser Rückgabe der Antrags- 
skizzen entschlossen, um den Antragstellern mögliche weitere, aber ver- 
gebliche Antragsvorbereitungen zu ersparen. 


78. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


Ist es weiter richtig, daß die Deutsche For- 
schungsgesellschaft auf eine Vor-Anfrage hin 
signalisierte, daß sie wie der Rektor der Univer- 
sität in einem Schreiben an das Ministerium für 
Wissenschaft und Forschung Baden-Württem- 
berg schrieb, die Einrichtung einer klinischen 
Forschungsgruppe „ Autoantigen-Charakterisie- 
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rung, Präsentation und Erkennung bei organspe- 
zifischer Autoimmunität " grundsätzlich begrüßt 
und das Vorhaben als förderungswürdig aner- 
kennt, und wie erklärt sich die endgültige Ent- 
scheidung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 2. Mai 1994 


Unglücklicherweise hat sich diese oben unter Frage 78 geschilderte Rück- 
gabe der Antragsskizze von Prof. Dr. Guido Adler mit einer noch kurz zu- 
vor - am 23. Februar 1994 - erfolgten Rückfrage über kreuzt, die sich auf 
die Vollständigkeit der Unterlagen richtete. Da die Antragsskizze aus Ulm 
jedoch noch keine Phase der Begutachtung durchlaufen hatte, können 
qualifizierte Aussagen zur Förderwürdigkeit nicht getroffen worden sein 
und sind auch nach Angabe der DFG nicht erfolgt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft 


79. Abgeordneter 

Stephan 

Hilsberg 

(SPD) 


In welchem Unfang sind im ersten Quartal 1994 
die für das Bundesausbildungsförderungsgesetz 
eingestellten Gelder ausgegeben worden, und 
welche Tendenzen lassen sich aus diesen Er- 
kenntnissen für das laufende Haushaltsjahr ab- 
leiten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 27. April 1994 

Der im Bundeshaushaltsplan 1994 bei Kapitel 31 03 Tgr. 01 für die Leistun- 
gen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) vorgesehene 
Ansatz beträgt 2 270 Mio. DM. Die Ist- Ausgaben bis Ende März belaufen 
sich auf rd. 761 Mio. DM. Nach dem Ausgabenverlauf in den letzten Jah- 
ren kann davon ausgegangen werden, daß am Ende des ersten Quartals 
zwischen 35 und 36% der Jahresausgaben abgeflossen sind. Legt man 
diesen Wert für 1994 zugrunde, würde das voraussichtliche Ist-Ergebnis 
bei rd. 2 150 Mio. DM liegen. 

Zusätzlich sind die Mehrausgaben aufgrund des Entwurfs des 17. BAföG- 
ÄndG und die Kosten für eine Anpassung der Freibeträge um 2 %, die laut 
Kabinettsbeschluß zur Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stel- 
lungnahme des Bundesrates vom 26. April 1994 zum Herbst in Kraft treten 
soll, zu berücksichtigen. 

Im Hinblick auf folgende Entwicklungstendenzen sind erhöhte Mittel vor- 
zuhalten: 

- Voraussichtlicher Anstieg der Anträge auf Einkommensaktualisierung 
wegen gesunkener Einkommen und noch hoher Arbeitslosigkeit, 
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- voraussichtliche Fortsetzung des Anstiegs der Studienanfängerzahlen 
auch im Jahr 1994 in den neuen Bundesländern. 


Insgesamt kann davon ausgegangen werden, daß sich die Ausgaben des 
Bundes für die Leistungen nach dem BAföG auf etwa 2 200 Mio. DM belau- 
fen werden. 


80. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Welche vom Lebensalter der Kinder abhängigen 
Vergünstigungen (z. B. steuerrechtlicher Art) 
werden Eltern, die ihre Kinder während des 
Studiums finanziell unterstützen, gewährt, und 
wird den Eltern auch in den Fällen, in denen 
künftig ein nach § 2 a des Beruflichen Rehabilitie- 
rungsgesetzes anspruchsberechtigter Schüler 
erst im höheren Lebensalter ein Hochschulstu- 
dium beginnen konnte, ebenfalls eine derartige 
Vergünstigung entzogen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 3. Mai 1994 


Eltern, die Kindern während des Studiums unterhaltspflichtig sind, kön- 
nen steuerliche Kinder- und Ausbildungsfreibeträge in Anspruch nehmen 
und Leistungen nach dem Bundeskindergeldgesetz erhalten: 

1. Die Aufwendungen für den Grundbedarf an Unterhalt und Berufsaus- 
bildung von zu Beginn des Kalenderjahres noch nicht 27 Jahre alten 
Kindern werden durch den steuerlichen Kinderfreibetrag von 4 104 DM 
jährlich (§ 32 Abs. 6 EStG) und das Mindestkindergeld von 70 DM 
monatlich (§ 10 BKGG) berücksichtigt. Dadurch werden die Eltern im 
Ergebnis entsprechend der Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichts (Beschlüsse vom 29. Mai und 12. Juni 1990 - Bundessteuer- 
blatt II S. 653 bzw. 664) so gestellt, als werde ein Einkommensbetrag 
von rd. 6200 DM je Kind für dessen Existenzminimum steuerfrei gelas- 
sen. Die Steuerermäßigung durch den Kinderfreibetrag ist keine „Ver- 
günstigung" des Staates für die Eltern. Damit wird vielmehr entspre- 
chend dem Gebot der horizontalen Steuergerechtigkeit lediglich 
bewirkt, daß Einkommensteile, die Eltern mindestens für den Unterhalt 
ihrer Kinder ausgeben müssen, nicht noch zusätzlich mit Steuern belegt 
werden. 

2. In Fällen, in denen typischerweise erhöhte Aufwendungen für die 
Berufsausbildung von Kindern erwachsen, sind zusätzlich Ausbil- 
dungsfreibeträge vorgesehen (§ 33a Abs. 2 EStG). Diese belaufen sich 
bei auswärtiger Unterbringung des Kindes auf 4 200 DM, bei Unterbrin- 
gung im elterlichen Haushalt auf 2400 DM im Kalenderjahr. Ausbil- 
dungsfreibeträge kommen grundsätzlich in Betracht, solange ein Kin- 
derfreibetrag abgezogen wird, in Ausnahmefällen - wenn das Kind den 
gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst geleistet hat - bis zur 
Vollendung des 29. Lebensjahres. 

Die Ausbildungsfreibeträge vermindern sich jeweils um die eigenen 
Einkünfte und Bezüge des Kindes, die zur Bestreitung seines Unterhal- 
tes oder seiner Berufsausbildung bestimmt oder geeignet sind, soweit 
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diese 3600 DM im Kalenderjahr übersteigen, sowie um die von dem 
Kind als Ausbüdungshilfe aus öffentlichen Mitteln oder von Förde- 
rungseinrichtungen, die hierfür öffentliche Mittel erhalten, bezogenen 
Zuschüsse. 


3. Bei Unterhaltsaufwendungen für über 27 Jahre alte Kinder kommt eine 
Steuerermäßigung wegen außergewöhnlicher Belastung in Betracht 
(§ 33 a Abs. 1 EStG). Abziehbar ist grundsätzlich ein Betrag von bis zu 
6300 DM; in Fällen, in denen ein Ausbildungsfreibetrag für über 
27 Jahre alte Kinder abgezogen werden kann, bleibt es bei dem Kinder- 
freibetrag von bis zu 4 104 DM im Kalenderjahr. Hat die unterhaltene 
Person eigene Einkünfte oder Bezüge, die zur Bestreitung des Unter- 
haltes bestimmt oder geeignet sind, so vermindert sich der Höchst- 
betrag um den Betrag, um den die Einkünfte und Bezüge den Betrag 
von 4500 DM übersteigen, sowie um die von der unterhaltenen Person 
als Ausbildungshilfe aus öffentlichen Mitteln oder von Förderungsein- 
richtungen, die hierfür öffentliche Mittel erhalten, bezogenen Zu- 
schüsse. 

4. Kindergeld wird ebenfalls bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres 
geleistet, wenn sich Kinder in Berufsausbildung befinden, verzögert 
sich die Ausbildung infolge Ableistung des gesetzlichen Grundwehr- 
oder Zivildienstes über das 27. Lebensjahr hinaus, so verlängert sich 
auch der Kindergeldbezug entsprechend der Dauer dieses Dienstes. 
Kindergeld gibt es in Höhe von monatlich 70 DM für das erste Kind, 
130 DM für das zweite Kind, 220 DM für das dritte Kind und 240 DM für 
das vierte und jedes weitere Kind. Bei Überschreitung der im Bundes- 
kindergeldgesetz genannten Einkommensgrenzen wird das Kinder- 
geld für das zweite und jedes weitere Kind stufenweise bis auf 70 DM 
gemindert. 

Eltern, bei denen sich der Kinderfreibetrag wegen des Einkömmens 
nicht oder nicht voll auswirkt, erhalten einen Zuschlag zum Kindergeld 
von bis zu 65 DM monatlich. 

Kein Kindergeld gibt es für Kinder, denen aus einem Ausbildungsver- 
hältnis oder einer Erwerbstätigkeit Bruttobezüge von wenigstens 
750 DM zustehen oder die Ausbildungshilfen aus öffentlichen Mitteln 
oder von Förderungseinrichtungen, die hierfür öffentliche Mittel be- 
kommen, in Höhe von mindestens 610 DM erhalten. 

5. Kinder in Ausbildung sind in der gesetzlichen Krankenversicherung 
der Eltern bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres beitragslos mitver- 
sichert. Dieser Zeitraum verlängert sich entsprechend, wenn die 
Berufsausbildung durch gesetzliche Dienstverpflichtungen verzögert 
wird. 

Für die in § 3 (bisher § 2 a) des Beruflichen Rehabilitierungsgesetzes (Arti- 
kel 2 des Zweiten Gesetzes zur Bereinigung von SED-Unrecht - Zweites 
SED-Unrechtsbereinigungsgesetz - Drucksache 264/94) bezeichneten 
verfolgten Schüler ist eine besondere Regelung über Kinderfreibeträge, 
Kindergeld oder eine Mitversicherung in der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung nicht getroffen. Deshalb bleibt es für Studenten, die unter den 
Voraussetzungen des § 3 des Beruflichen Rehabilitierungsgesetzes erst in 
höherem Lebensalter studieren, bei der eingangs geschilderten Rechts- 
lage, insbesondere der möglichen Steuerermäßigung nach § 33 a Abs. 1 
EStG. 


Bonn, den 6. Mai 1994 
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Berichtigung 


Die Beantwortung der Fragen 73 bis 76 in Drucksache 12/7357 ist vom 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
erfolgt und nicht - wie irrtümlich abgedruckt - vom Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft. 

Im Stichwortverzeichnis der Drucksache 12/7357 (Seite IV) ist der 
Geschäftsbereich entsprechend zu ändern. 
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